Bericht 


der Handelskammer zu Thorn 
für die Monate August, September und Oktober 1906. 


I. Sitzungsbericht. 


Niederſchrift über die Vollſitzung 
vom 17. November. 


Anweſend die Herren: Stadtrat Dietrich, Bankdirektor Aſch, 
A. Born, O. Gukſch, J. Houtermans, A. Kittler, Stadtrat 
Laengner, S. Rawitzki, M. Roth, Stadtrat Schwartz, D. Wolff, 
W. Schultze, R. Bauer, M. Michalowitz, C. Cohn, C. Ma⸗ 
jewski, E. Voigt. 

Entſchuldigt fehlen die Herren: C. Berendes, G. Peters, E. 
Wagner. 

Anentſchuldigt fehlt Herr C. Landshut. 


1. Abänderung der Geſchäftsordnung. 


Nach § 4 der Geſchäftsordnung wählt die Kammer in der erſten 
Sitzung den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Es, hat ſich nun 
das Bedürfnis herausgeſtellt nach einem zweiten Stellvertreter, weshalb 
beſchloſſen wird, § 4 dementſprechend abzuändern. Dieſer Beſchluß 
erlangt jedoch gemäß § 30 der Geſchäftsordnung Gültigkeit erſt, nach— 
dem er in einer zweiten Vollſitzung zum Beſchluß erhoben worden iſt. 


2. Wahl eines ſtellvertretendenz Vorſitzenden. 


Der bisherige ſtellvertretende Vorſitzende, Herr S. Rawitzki, hat 
ſeinen Wohnſitz nach Berlin verlegt, wodurch ſich, da beide Vorſitzende 
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gemäß § 4 der Geſchäftsordnung ihren Wohnſitz in Thorn haben 
müſſen, eine Erſatzwahl nötig machte. Hierbei wird Herr Stadtrat 
Laengner zum ſtellvertretenden Vorſitzenden gewählt. 


3. Vereidigung. 


Herr Emil Sittenfeld wird von dem Vorſitzenden auf die von 
der Handelskammer erlaſſenen Vorſchriften als Bücherreviſor vereidigt. 


4. Prüfung der Jahresrechnungen. 


Die Herren Aſch und Wolff haben die Jahresrechnungen geprüft 
und erſtatteten über den Befund Bericht. Auf ihren Antrag wird den 
Rechnungsführern Entlaſtung erteilt. 


5. Anfallverſicherung im Handelsgewerbe. 


Der Verband deutſcher Eiſenwarenhändler hat die Kammer ge— 

beten, die nachſtehende Reſolution zu befürworten: 

„Der Verband deutſcher Eiſenwarenhändler e. V. erachtete eine 

Anderung der Unfallverſicherungsgeſetzgebung dahin für geboten, daß 

1. die Unfallverſicherung auf alle Geſchäftsbetriebe ausgedehnt 
wird, die im Handelsregiſter eingetragen ſind, 

2. der Verſicherung die geſamte Tätigkeit des in dieſen Betrieben 
beſchäftigten Perſonals unterliegt, 

3. die Unfallverſicherung der kaufmänniſchen Betriebe einer be— 
ſonderen, ſich auf das ganze Gebiet des Reichs erſtreckenden 
Genoſſenſchaft übertragen wird.“ 

Die Angelegenheit wird vertagt. Es ſoll zunächſt eine Anzahl 

der dabei in Betracht kommenden Firmeninhaber befragt werden. 


6. Revifion des Börfengefebes. 

Die Kammer beſchließt, ſich im Anſchluß an eine Eingabe des 
Zentralverbandes des deutſchen Bank- und Bankiergewerbes an zu— 
ſtändiger Stelle für eine baldige Reviſion des Börſengeſetzes auszu— 
ſprechen. 


7. Kammer für Handelsſachen. 


Die Handelskammer hat ſich bereits wiederholt für die Bildung 
einer Kammer für Handelsſachen am Landgericht Thorn ausgeſprochen, 
ohne daß jedoch den geäußerten Wünſchen entſprochen worden ijt. 
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Da nun aber das Bedürfnis nach Einrichtung einer ſolchen Kammer 


7 ſich von Jahr zu Jahr ſtärker geltend macht und angeſichts der ver— 
mehrten Streitſachen, die vor das Forum einer ſolchen Kammer ge— 
hören, ein erneutes Vorgehen ausſichtsreich erſcheint, ſoll der Antrag 
nochmals eingebracht werden. 


8. Bezirkseiſenbahnrat. 


Von der Tagesordnung der auf den 28. November angeſetzten 
Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats wird Kenntnis genommen. 


9. Cariſterung von Kleie. 


Die Generaldirektion der Kgl. Bayeriſchen Staatseiſenbahnen 
hat bei der Ständigen Tarifkommiſſion der Deutſchen Eiſenbahnen den 
Antrag eingebracht, daß Gemenge aus Mehl und Kleie nur ſolange 
als Kleie gelten ſollen, als der Beſtand an Mehl bei Roggen und 
Weizenkleie, gehend durch Schweizergaze Nr. 12, nicht mehr als 
höchſtens 33 0%, bei Gerſtenkleie nicht mehr als höchſtens 50 %, gehend 
durch Schweizergaze Nr. 8, beträgt. Über dieſen Antrag iſt zunächſt 
am 2. November in München in einer Unterausſchußſitzung der Tarif- 
kommiſſion verhandelt worden. Herr S. Rawitzki, der dieſen Ber- 
handlungen als Vertreter der Handelskammer beigewohnt hat, be— 
richtet, daß man nicht zu einer Einigung gekommen ſei. Die Handels— 
kammer wird die Angelegenheit weiter im Auge behalten. 


II. Verhandlungen der Handelskammer, 


1. Einrichtungen für Handel und Induſlrie. 
s Ahr⸗Ladenſchluß. 

Im letzten Vierteljahrsbericht teilten wir mit, daß wir eine Ein- 
gabe hieſiger Ladeninhaber, worin dieſe um baldige Einführung des 
8 Uhr⸗Ladenſchluſſes in Thorn entſprechend dem Reſultat der letzten 
Umfrage baten, dem Herrn Oberbürgermeiſter Dr. Kerſten befürwortend 
weitergegeben haben. Auf unſer Schreiben iſt uns nun unter dem 
22. Oktober nachſtehende Antwort zugegangen: 

„Zu meinem Bedauern bin ich nicht in der Lage, bei dem Herrn 
Regierungs-Präſidenten in Marienwerder mich dahin zu verwenden, 
daß auf Grund der vorjährigen Umfrage der 8 Uhr-Ladenſchluß für 
alle diejenigen Geſchäftszweige angeordnet werde, die eine 2½ Mehrheit 
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aufgewiefen haben. Meines Erachtens kann die Angelegenheit die 
dortſeits gewünſchte Erledigung nur finden, wenn eine neue Umfrage 
angeordnet und durchgeführt wird, bei der zur ausdrücklichen Voraus— 
ſetzung gemacht wird, daß nur für diejenigen Geſchäftszweige der 8 
Uhr⸗Ladenſchluß eingeführt werden würde, welche mit 2/3: Mehrheit 
ſich dafür ausſprächen, während es bei den übrigen Geſchäftszweigen 
beim ſpäteren Ladenſchluß verbliebe. 

Diesbezüglicher Antrag wird ergebenſt anheimgeſtellt.“ 

Inzwiſchen ſind nun die ganzen Ladeninhaber, die bereits um 
8 Uhr ſchließen müſſen, mit einer Eingabe an uns herangetreten, 
worin ſie ausführen: 

„Laut Bekanntmachung vom 17. Oktober 1904 iſt für die 

Bildhauer und Steinmetze 

Juweliere und Goldarbeiter 

Eiſenhändler 

Uhrmacher 

Inſtrumentenbauer 

Optiker 

Buchhändler 

Schuhwarenhändler 

Sattler 

Gummiwarenhändler 

Schirmhändler 

Herren-Garderobe- und Maßgeſchäfte 

Buchdrucker und Lithographen 
der 8 Uhr⸗Ladenſchluß angeordnet worden. 

Die unterzeichneten Inhaber derartiger Geſchäftszweige, erſuchen 
die hieſige Handelskammer, bei dem Herrn Regierungs-Präſidenten 
dahin vorſtellig zu werden, daß dieſe Verordnung wieder) aufge— 
hoben wird. 

Die Unterzeichneten fühlen ſich jetzt um ſo mehr benachteiligt, da 
den andern Geſchäftszweigen der 8 Uhr-Ladenſchluß nicht genehmigt 
worden iſt, trotzdem ſie ſich alle, ausgenommen Lebensmittel und 
Zigarren, bei der vorjährigen Abſtimmung mit über 2½ Mehrheit da- 
für erklärt haben. 

Der hierdurch hervorgerufene Zuſtand iſt unhaltbar und ſchaden— 
bringend; kann es doch nicht verhindert und vermieden werden, daß 
Waren wie Schuhe, Schirme, Herrenanzüge, Papier uſw. nach 8 Uhr 
in den Geſchäften ge- und verkauft werden, welche dieſe Artikel auch 
führen, aber den 8 Uhr⸗Ladenſchluß nicht bewilligt erhalten haben. 
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Wir hoffen, daß die Handelskammer unſerer oben ausgeſprochenen 
Bitte geneigteſte Unterſtützung verleihen wird.“ 

Für eine Wiederaufhebung der Verordnung werden wir nun 
allerdings nicht eintreten, dagegen ſollen die Bemühungen auf baldige 
Einführung des 8 Uhr-Ladenſchluſſes fortgeſetzt werden. 


88 103 b und 139 c der Gewerbe⸗ 


Ordnung. 

Die Thorner Polizeiverwaltung überſandte uns unter dem 18. 
Oktober nachſtehende Eingabe des Verbandes Deutſcher Handlungs- 
gehilfen zu Leipzig, Kreisverein Thorn, zur Außerung: 

„Bezugnehmend auf das Gutachten des hieſigen Kaufmanns— 
gerichts von Ausgang Oktober v. IJ, worin von den verſammelten 
Beiſitzern einſtimmig anerkannt wurde, daß ein Bedürfnis, die offenen 
Verkaufsſtellen über 9 Uhr abends offen zu halten, nicht vorliegt, ge— 
ſtattet ſich der endunterzeichnete Verein ganz ergebenſt zu bitten 

„das Offenhalten der offenen Verkaufsſtellen nach 9 Uhr 
abends an den letzten 10 Tagen vor Weihnachten nicht 
mehr zu geſtatten.“ 

Sollte jedoch wider Erwarten die zuſtändige Verwaltungsbehörde 
dieſem Geſuch keine Folge geben, ſo bitten wir wenigſtens, die Ange⸗ 
ſtellten bis 10 Uhr abends beſchäftigen zu dürfen für Montag, den 
24. Dezember cr. nicht zu geſtatten, andernfalls es einem großen Teil 
der Angeſtellten zur Unmöglichkeit gemacht wird, den heiligen Abend 
wenigſtens für kurze Zeit im Kreiſe ſeiner Angehörigen zu verbringen. 

Ebenſo dürfte eine Bedürfnisfrage, an den letzten 4 Sonntagen 
vor Weihnachten die Geſchäfte 10 Stunden offen halten zu dürfen, 
nicht vorliegen, namentlich nicht an den beiden erſten Sonntagen, und 
zwar am 2. und 9. Dezember cr, da gerade, wie die Erfahrung ge— 
lehrt hat, dieſe Tage ſelten, wenn nicht ſogar überhaupt nicht zu Ein— 
käufen benutzt werden. Sowohl das Kaufmannsgericht, als auch 
die meiſten hieſigen Firmeninhaber dürften auf gefl. Befragen unſere 
Angaben beſtätigen. 

Aber auch die bisherigen Beſtimmungen, daß die Geſchäfte an 
jenen Tagen von 7—9 vormittags, von 11—3 und von 4-8 Uhr 
nachmittags offen gehalten werden dürfen, haben ſich, wie jeder 
Firmeninhaber beſtätigen muß, als nicht zweckentſprechend erwieſen, da 
namentlich dadurch, daß die Geſchäfte von 3—4 Uhr nachmittags ge— 
ſchloſſen werden müſſen, ſich gewaltige Mißſtände erwieſen haben, die 
namentlich darin beſtehen, daß, wenn das kaufende Publikum ge— 
zwungen iſt, in der Zeit von 3—4 Uhr dem Einkauf fern zu bleiben, 
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in ſehr vielen Fällen überhaupt nicht mehr an dieſem Tage ſeinen 

Einkauf beſorgt. Aus dieſem Grunde bittet der unterzeichnete Ver— 

ein ganz ergebenſt 
„wenn die hieſige Behörde die Bedürfnisfrage, daß an 
den beiden letzten Sonntagen vor Weihnachten, das iſt der 
23. und 16. Dezember cr. die Geſchäfte länger als 5 Stunden 
geöffnet werden müſſen, anerkennt, zu verfügen, daß an 
dieſen beiden Tagen die Verkaufsſtellen mit Ausnahme der 
zwei Stunden von 9—11 Uhr vormittags ununterbrochen 
von 7 Uhr morgens bis 6 Uhr abends offen gehalten 
werden dürfen.“ 


Aus den zuerſt angeführten Gründen hoffen wir auch, daß die 
hieſige Behörde gleichfalls verfügen wird, daß am letzten Tage im 
Jahre, dem ſogenannten „Sylveſter“ die Geſchäfte wie bisher üblich 
ſtatt um 10 Uhr um 9 Uhr abends geſchloſſen werden müſſen.“ 

Wir erwiderten darauf, daß die Offenhaltung der Läden bis 10 
Uhr an den letzten 10 Werktagen vor Weihnachten von den Laden— 
inhabern als ein dringendes Bedürfnis betrachtet werde. Allerdings 
ſei es unbedenklich, wenn am 24. Dezember die Läden um 9 Uhr ge— 
ſchloſſen würden. Ein Bedürfnis, am 31. Dezember die Läden bis 
10 Uhr offen zu halten, ſei nicht vorhanden. Ebenſo ſei die Zulaſſung 
einer erweiterten Beſchäftigungszeit an den erſten beiden Sonntagen 
im Dezember nicht erforderlich, wohl aber für die beiden letzten 
Sonntage vor Weihnachten. Wünſchenswert aber ſei es, daß die bis— 
her übliche Unterbrechung der Geſchäftszeit von 3 bis 4 Uhr in Wegfall 
käme und die Offenhaltung der Läden für die Zeit von 7—9 und 
von 11 6 Uhr geſtattet werde. 


Entwurf eines Geſetzes über die Er⸗ 
leichterung des Wechjelproteites. 


Ende Juli machte der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe 
die Handelsvertretungen darauf aufmerkſam, daß im Reichsanzeiger 
der vorläufige Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Erleichterung des 
Wechſelproteſtes veröffentlicht worden ſei. Der Entwurf trage den bis— 
her geäußerten Wünſchen der Handelskreiſe in allen weſentlichen 
Punkten Rechnung, ſtelle jedoch noch keine verbindliche Vorlage dar, 
ſondern ſei nur dazu beſtimmt, den beteiligten Kreiſen zur Prüfung 
und zur Geltendmachung ihrer Auffaſſung Gelegenheit zu geben. Der 
Herr Miniſter ſtellte den Handelsvertretungen anheim, etwaige Vor— 
ſchläge zur Abänderung oder Ergänzung des Entwurfs einzureichen. 
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Wir äußerten uns unter dem 4. Oktober, wie folgt, zu dem 
Geſetzentwurf: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß der Geſetzentwurf 
die Wünſche der Handelskreiſe und ſpeziell des deutſchen Handelstages 
ja ſoweit berücksichtigt, daß nur noch unweſentliche Abänderungen in 
Vorſchlag gebracht werden können. Allerdings ſprechen wir die Hoff— 
nung aus, daß die etwa auf Grund des § 3 verfügten Einſchränkungen 
des Poſtproteſtes im Laufe der Jahre, nachdem ſich die neue Art des 
Proteſtes bewährt haben wird, wieder beſeitigt werden. 

Für wünſchenswert halten wir die Aufnahme einer Beſtimmung, 
wonach der Wechſel zum Proteſt vorzeigende Poſtbeamte gehalten ſein 
ſoll, falls er den Proteſtaten nicht antrifft, eine Benachrichtigung im 
Geſchäftslokal zurückzulaſſen, damit dem Wechſelſchuldner Gelegenheit 
gegeben werde, den Wechſel noch einzulöſen.“ 


Verlegung deutſcher Betriebe nach 


dem Auslande. 


Mitte Oktober forderte uns der Herr Regierungs- Präſident auf, 
uns zu dem folgenden Erlaß des Herrn Miniſters für Handel und 
Gewerbe zu äußern: 

„Im Ausblick auf das Inkrafttreten der neuen Handelsverträge 
am 1. März d. Is. iſt im Reichstag und in der Preſſe von manchen 
Seiten, wenn auch nicht unwiderſprochen, die Meinung geäußert 
worden, die deutſche Induſtrie würde infolge der Erſchwerung des 
Auslandsabſatzes durch die höher gehaltenen Zollſätze unſerer Ver— 
tragsſtaaten in die Notwendigkeit verſetzt ſein, Betriebe nach dem Aus— 
lande zu verlegen oder dort Filialen zu errichten. In ſpäteren 
Preſſenachrichten iſt auch über einzelne angebliche Fälle einer derartigen 
„induſtriellen Auswanderung“ berichtet worden. 

Es würde von Intereſſe ſein, darüber Klarheit zu gewinnen, ob 
tatſächlich und in welchem Umfange nach Abſchluß der neuen Handels— 
verträge und erkennbar durch ſie bewirkt eine Verlegung induſtrieller 
Betriebe nach dem Auslande oder die Errichtung von Zweiganſtalten 
ſtattgefunden hat. 

Ich erſuche Sie, nach Benehmen mit den Handelsvertretungen 
ſich über dieſe Fragen, ſoweit der dortige Bezirk in Betracht kommt, 
baldgefälligſt zu äußern. Von Wert würde es ſein, hierbei auch nähere 
Angaben über den Umfang des betreffenden Betriebes, ſeine Arbeiter— 
zahl uſw. zu erhalten.“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 30. Oktober: 


12 


„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß in unſerm 
Bezirke eine Verlegung induſtrieller Betriebe nach dem Auslande nicht 
ſtattgefunden hat. Es liegt dies einmal daran, daß wir exportfähige 
Induſtrie nur in geringem Umfange beſitzen, ferner aber daran, daß 
für eine Verlegung unſrer Induſtrie einzig und allein Rußland in Frage 
kommt. Bei den jetzt in Rußland herrſchenden unſicheren Zuſtänden ſcheut 
man jedoch vor einer Verlegung ganzer Betriebe oder auch von Zweig— 
anſtalten z. Zt. zurück, während es nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß an— 
geſichts der zum Teil erheblich erhöhten ruſſiſchen Zölle eine Verlegung 
induſtrieller Betriebe nach Rußland ſtattfindet, ſobald die Ruhe dort 
wiederhergeſtellt ſein wird.“ 


Fulaſſung lebender Schweine aus 


Rufland. 

Unter dem 7. November richteten wir nachſtehende Eingabe an 
den Deutſchen Reichskanzler: 

„Ew. Durchlaucht haben wir unter dem 6. November v. J. ge— 
beten, geſtatten zu wollen, daß wöchentlich 200 Schweine aus Rußland 
nach dem Thorner Schlachthauſe zwecks ſofortiger Abſchlachtung einge— 
führt werden. Leider iſt unſer Antrag erfolglos geblieben, und auch 
ſonſt iſt nichts geſchehen, was zu einer Linderung der herrſchenden 
Fleiſchnot führen könnte. Inzwiſchen ſind aber die Fleiſchpreiſe ent— 
gegen allen Vertröſtungen auf die Zukunft noch weiter geſtiegen, und 
es iſt eine Beſſerung auch nicht abzuſehen, wenn man ſich nicht dazu 
entſchließen will, die Grenzen für die Zufuhr ausländiſchen Viehs zu 
öffnen. a 

Daß die Erhöhung der Fleiſchpreiſe aber nur auf den Viehmangel 
zurückzuführen iſt, geht klar aus dem überall feſtgeſtellten Rückgang 
der Schlachtungen hervor. So iſt auch im hieſigen Schlachthaus eine 
Verminderung der Schlachtungen eingetreten und zwar bei Kleinvieh 
um 2,5 %, bei Großvieh um 14% in den Monaten April— September 
gegenüber der gleichen Zeit des Vorjahres, bei Schweinen um 3 % 
(16 % gegenüber der gleichen Zeit im Jahre 1904). 

Unter dieſen Umſtänden ſehen wir uns genötigt, Ew. Durchlaucht 
erneut und dringend zu bitten, hochgeneigteſt geſtatten zu wollen, daß 
wöchentlich 200 Schweine aus Rußland nach dem Thorner Schlacht— 
hauſe zwecks ſofortiger Abſchlachtung eingeführt werden. 

Es iſt ja in letzter Zeit von vielen Seiten angeregt worden, an 
der Grenze Schlachthäuſer zu bauen, um das ausländiſche Vieh dort 
ohne jede Gefahr für die inländiſchen Viehbeſtände abſchlachten zu 

können. Ein ſolches Schlachthaus haben wir nun bereits in Thorn, da bei 
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der beſtehenden Schienenverbindung das ausländiſche Vieh ohne Be— 
rührung des Bodens hineingeſchafft werden könnte, wodurch die Gefahr 
einer Seucheneinſchleppung ausgeſchloſſen wäre, zumal da auch ſonſt 
alle erſorderlichen Vorſichtsmaßregeln angewendet werden würden. 
Wie wir bereits in unſrer vorjährigen Eingabe ausführten, iſt ja auch 
vom Februar 1890 bis dahin 1895 die Einfuhr von jährlich 10000 
Schweinen aus Rußland zur Abſchlachtung in dem Thorner Schlacht— 
hauſe geſtattet geweſen. Die Genehmigung hierzu iſt leider, ohne daß 
ſtichhaltige Gründe dafür vorhanden geweſen wären, wieder zurück⸗ 
gezogen worden. 

So gut es möglich iſt, nach Schleſien ruſſiſche und öſterreichiſche 
Schweine einzuführen, ohne daß der deutſche Viehbeſtand dadurch be— 
droht erſchiene, würde ſich die Einfuhr ruſſiſcher Schweine auch bei uns 
unter den gebotenen Vorſichtsmaßregeln ermöglichen laſſen, und gerade 
für Thorn mit ſeiner großen Garniſon und wachſenden Arbeiter— 
bevölkerung iſt eine ausreichende Verſorgung mit billiger Fleiſchnahrung 
dringend erforderlich. 

Wenn vielleicht eingewendet werden ſollte, daß in Rußland ſelbſt 
nicht die genügende Anzahl Schweine vorhanden wäre, um den ge⸗ 
wünſchten Export zu gewährleiſten, jo mag es ja richtig ſein, daß ſeit 
Schließung unſerer Grenze die Schweinezucht in den benachbarten 
Teilen von Ruſſiſch-Polen etwas zurückgegangen iſt. Nach Offnung 
der Grenze würde ſich jedoch die Schweinezucht dort bald heben, und 
jedenfalls ijt auch jetzt ſchon genügendes Material vorhanden, um 
wenigſtens die von uns gewünſchte jährliche Zufuhr von 10000 
Schweinen zu geſtatten. Daß aber mit der Zulaſſung der ruſſiſchen 
Schweine eine Preisermäßigung erfolgen würde, geht klar aus den 
Preisverhältniſſen hervor, wie ſie jetzt in den benachbarten ruſſiſch— 
polniſchen Landſtrichen herrſchen. Nach unſeren Ermittelungen tojtet 
im Kleinverkauf 
1 Pfund in Alexandrowo Lubicz Wloclawek Warſchau Lodz Thorn. 


Pfd. Pfd. Pfd. Pfd. Pfd. Pfd. 
Rindfleiſch 53 37 37/40 39/2 42 75/80 
Kalbfleiſch 47 37 35/40 53 50 90 
Schweinefleiſch 53/58 49 42/47 49/45 47 80 
Hammelfleiſch 53 37 32/5 37/40 40 80 


Auch bei Berüdjihtigung des Bolles und der Transportkoſten 
würden ſich daher die Preiſe für Schweinefleiſch um etwa 20 Pfennige 
für das Pfund billiger ſtellen können, wenn die Einfuhr geſtattet 
würde. 
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Da nach alledem eine Seucheneinſchleppung nicht zu befürchten 
iſt, die Herabſetzung der hohen Fleiſchpreiſe aber im Intereſſe unſerer 
Bevölkerung dringend notwendig erſcheint und von der Offnung der 
Grenze ein Herabgehen der Fleiſchpreiſe mit Sicherheit erwartet werden 
darf, ſo geben wir uns der Hoffnung hin, daß Ew. Durchlaucht 
unſerem Antrage hochgeneigteſt ſtattgeben werden.“ 


Kammer für Handelsjachen beim 


Candgericht Thorn. 

Im November baten wir den Herrn Juſtizminiſter anzuordnen, 
daß bei dem Landgericht Thorn eine Kammer für Handelsſachen ge— 
bildet werde, und führten dazu aus: 

„Bereits im Jahre 1876 ſprachen wir uns für die Errichtung 
einer Kammer für Handelsſachen in Thorn aus, als uns die König— 
liche Regierung in Marienwerder um ein Gutachten darüber erſuchte, 
für welche Orte nach ihrer kommerziellen Bedeutung vom Standpunkte 
der kaufmänniſchen Intereſſen aus die Schaffung von Kammern für 
Handelsſachen erwünſcht ſein möchte. Dem Wunſche wurde jedoch 
nicht entſprochen. Da indeß aus den kaufmänniſchen Kreiſen unſeres 
Bezirks immer wieder Stimmen laut wurden für die Bildung einer 
ſolchen Kammer, richteten wir unter dem 13. Juli 1896 eine Eingabe 
an den Herrn Juſtizminiſter, worin wir die Errichtung einer Kammer 
für Handelsſachen in Thorn erbaten. Wir führten in dieſer Petition 
aus, daß die bei den Kammern für Handelsſachen beſtehende Ver— 
einigung von juriſtiſchen und kommerziellen Kenntniſſen und An— 
ſchauungen die größtmögliche Gewähr biete für eine vollkommene 
Rechtſprechung auf dem Gebiete des Handels, auch käme ihnen das 
Verdienſt zu, durch Anbahnung und Beförderung von Vergleichen 
daraufhin gewirkt zu haben daß langwierige Prozeſſe vermieden 
würden. Eine ausreichende Anzahl geeigneter Perſönlichkeiten für das 
Amt eines Handelsrichters ſei vorhanden und wir ſeien überzeugt, daß 
dieſe ehrenamtliche Tätigkeit auch gern übernommen werden würde.“ 

Darauf ging uns unter dem 18. Dezember 1896 ein ablehnender 
Beſcheid zu. In dieſem waren zwar Gründe der Ablehnung nicht 
angegeben, doch ſteht wohl zu vermuten, daß die Ermittelungen eine 
zu geringe Zahl der vor den Zivilkammern des Landgerichts ver— 
handelten Prozeßſachen, die bei dem Beſtehen einer Kammer für 
Handelsſachen von dieſer hätten verhandelt werden können, ergeben 
hatten. Die Zahl dieſer Prozeßſachen hat übrigens, wie uns der Herr 
Landgerichts-Präſident in Thorn unter dem 16. März 1900 mitteilte, 
in den Jahren 1896-1899 zugenommen, namentlich haben die 
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Wechſelſachen ſich nicht unerheblich vermehrt. Da nun inzwiſchen 
wieder 7 Jahre vergangen ſind, in denen Handel und Induſtrie 
unſeres Bezirks weiter erſtarkt ſind, ſo dürfen wir wohl annehmen, 
daß eine Kammer für Handelsſachen jetzt ausreichende Beſchäftigung 
finden würde, um ſo mehr als in wenigen Jahren der Holzhafen bei 
Thorn eröffnet werden und Thorns Holzhandel und Holzinduſtrie da— 
mit einem bedeutenden Wachstum entgegengehen wird. 

Wir geben uns daher der Hoffnung hin, daß Ew. Exzellenz 
unſeren Antrag wohlwollend prüfen und ihm hochgeneigteſt ſtattgeben 
werden.“ F 


verband amtlicher Handelsvertretungen 


Poſeus und Weſtpreußens. 

Am 26. November fand in Bromberg im Bureau der dortigen 
Handelskammer eine Sitzung des Verbandes der amtlichen Handels— 
vertretungen Poſens und Weſtpreußens ſtatt. Als erſter Punkt ſtand 
auf der Tagesordnung die Wahl der geſchäftsführenden Körperſchaft 
für die Zeit vom 1. Oktober 1906 bis 30. September 1908. Da nach 
dem Statut Wiederwahl zuläſſig iſt, wird die Handelskammer zu Poſen 
einſtimmig wiedergewählt. Sodann nimmt die Verſammlung die ein— 
gehend vorberatenen vorbildlichen Geſchäfts bedingungen für den Kar— 
toffel- Großhandel in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen an. 
Es wurde hierauf der Antrag der General Direktion der Königlich 
Bayeriſchen Staatsbahnen beraten, wonach Gemenge aus Mehl und 
Kleie nur ſolange als Kleie gelten ſollen, als der Beſtand an Mehl 
bei Roggen- und Weizenkleie, gehend durch Schweizergaze Nr. 12, 
nicht mehr als höchſtens 33 0%, bei Gerſtenkleie nicht mehr als höchſtens 
50 9%, gehend durch Schweizergaze Nr. 8, beträgt. Die Verſammlung 
ſprach ſich gegen dieſen Antrag aus, da ein Bedürfnis zu einer ge— 
naueren tarifariſchen Unterſcheidung zwiſchen Mühlenfabrikaten und 
Kleie nicht vorliege. Dazu ſei das vorgeſchlagene Unterſcheidungs— 
verfahren ungeeignet und zu umſtändlich. 

Bei der Beſprechung der Frage, wer die Koſten des Fracht— 
urkundenſtempels zu tragen habe, kam man zu keiner Einigung. Man 
hält es für richtig, die gerichtliche Entſcheidung abzuwarten, da eine 
diesbezügliche Klage bereits beim Landgericht Berlin eingebracht ſein 
ſoll. Zum Schluß wird eine Reſolution angenommen, worin die 
Staatsregierung aufgefordert wird, dem periodiſch wiederkehrenden, 
zur Zeit mit beſonderer Schärfe auftretenden Wagenmangel durch 
Bereitſtellung erheblicher Geldmittel im Staatshaushalte und energiſche 
Förderung der Beſchaffung weiterer Betriebsmittel entgegenzuwirken. 


2. Berkehrswefen. 


a. Eijenbahnen. 
Bezirkseiſenbahnrat. 


Am 28. November fand in Bromberg die 26. ordentliche Sitzung 
des Bezirkseiſenbahnrats für die Direktionsbezirke Bromberg, Danzig 
und Königsberg ſtatt, wobei wir durch unſern Vorſitzenden vertreten 
waren. Unjer Vertreter hatte folgende Anträge eingebracht. 

J. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle befürworten, daß es den In— 
habern von Anſchlußgleiſen geſtattet werde, die Bereitſtellung von 
Eiſenbahnwagen ſowohl für vormittag wie für nachmittag nachzuſuchen. 

Begründung. 

„Die Inhaber von Anſchlußgleiſen können Wagen jetzt 
nur für einen beſtimmten Tag beſtellen. Wird nun für einen 
Tag eine größere Anzahl von Wagen beſtellt, ſo kommt es 
oft vor, daß ſie ſämtlich vormittags oder nachmittags zugeführt 
werden, und wenn dann wegen mangelnder Arbeitskräfte nicht 
ſämtliche Wagen innerhalb 6 Stunden beladen werden können, 
ſo wird für die nicht beladenen Wagen Standgeld erhoben. 
Es iſt deshalb wünſchenswert, daß die Wagengeſtellung auf 
vormittag und nachmittag verteilt wird, denn dann würde 
der Anſchlußgleisinhaber in der Regel imſtande ſein, die 
Wagen innerhalb der Ladefriſt zu beladen.“ 

2. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle beantragen, daß die Fracht für 
das Maisfutter Homco wieder nach Spezialtarif II und nicht, wie dies 
ſeit kurzem geſchieht, nach Spezialtarif I und Ausnahmetarif 10 be— 
rechnet werde. 

Begründung. 

„Das Maisfutter Homco wird bei Herſtellung von Mais— 
grütze als Abfallprodukt gewonnen. Es enthält zwar 64 9% 
Kohlenhydrate, findet aber doch nur zu Fütterungszwecken 
Verwendung und kann daher keinesfalls mit Maismehl auf 
die gleiche Stufe geſtellt werden. Auch der Preis für Homco 
iſt gering und entſpricht den Preiſen der ſonſtigen Futter— 
mittel, die ja alle nach Spezialtarif Ill verfrachtet werden. 

Die in letzter Zeit ſeitens der Eiſenbahnverwaltung er— 
gangenen Verfügungen, wonach Sendungen mit der Inhalts— 
angabe „Maiskleie“, „Maisfuttermehl“, „Maisfutter“ mit oder 
ohne den Zuſatz „Homy“, „Homco“, „Hominyfeed“ und dergl. 
als Mühlenfabrikate des Spezialtarifs | zum Ausnahmetarif 


10 abzufertigen find und darauf hinzuwirken iſt, daß die Ver— 
ſender die richtige tarifmäßige Bezeichnung „Maismehl“ an— 
wenden, kann hiernach nicht aufrecht erhalten werden. Daß 
es ſich nur um ein Futtermittel handelt, beweiſen auch die 
wiederholt in jüngſter Zeit getroffenen Entſcheidungen unſerer 
Zollverwaltung, wonach das Maisfutter Homco nur als Vieh— 
futter verwendbar und deshalb zollfrei einzulaſſen iſt. 

Es liegt aber im allgemeinen Intereſſe und insbeſondere 
im Intereſſe unſerer Landwirtſchaft, daß die Verwendung 
eines guten Viehfutters nicht durch unbillige Tarifmaßnahmen 
verhindert werde.“ 

3. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle die Wiedereinſtellung von Durch— 
gangswagen in die Nachtſchnellzüge zwiſchen Thorn und Breslau 
(52/701 und 704/51) befürworten. 

Begründung. 

„Die ſeit etwa 10 Jahren in den Nachtſchnellzügen 
zwiſchen Thorn und Breslau verkehrenden Durchgangswagen 
ſind mit dem 1. Mai 1906 in Wegfall gekommen und die 
Reiſenden find daher gezwungen, in der Richtung Thorn — 
Breslau nachts 22 und in der Richtung Breslau Thorn 
nachts 32 in Poſen umzuſteigen. Dieſes Umſteigen in der 
Nacht iſt für alle Paſſagiere, namentlich aber für Familien, 
ſehr läſtig. Ein Antrag auf Wiedereinſtellung der Durch— 
gangswagen iſt ſeitens der beteiligten Eiſenbahndirektionen 
mit der Begründung abgelehnt worden, daß jetzt am Tage 
günſtige Schnellzugsverbindung zwiſchen Thorn und Breslau 
beſtände und daß am 1. Mai infolge Anderungen in den 
Fahrzeiten der Züge 51, 52 die Übergangszeiten vom Zuge 
52 auf den Zug 701 und vom Zuge 704 auf den Zug 51 
ſo verringert worden ſeien, daß das Umſetzen eines Durch— 
gangswagens nicht mehr möglich wäre. 

Nun beweiſt die Herſtellung von guten Schnellzugs— 
verbindungen am Tage doch nur, daß der Verkehr zwiſchen 
Thorn und Breslau zugenommen hat. Jedenfalls werden die 
Nachtſchnellzüge nach wie vor reichlich benutzt, und damit iſt 
doch auch das Bedürfnis nach Wiedereinſtellung der Durch— 
gangswagen bewieſen. Außerdem erſcheint die Aufenthaltszeit 
in Poſen noch ausreichend, um die Umſtellung der Wagen zu 
ermöglichen, denn der Zug 52 kommt 22 in Poſen an und 
fährt erſt 2% nach Berlin weiter. 
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In dieſer Zeit kann ſicherlich der Wagen abgehängt 
werden, da für das Anhängen an den Zug 701, der von 
Poſen erſt 32 nach Breslau fährt, mehr als genügend Zeit 
zur Verfügung ſteht. Auch bei der Rückfahrt ijt die Möglich— 
keit der Wageneinſtellung vorhanden, denn der aus Breslau 
kommende Zug 704 trifft 32 in Poſen ein; der Schnellzug 
aus Berlin kommt in Poſen 3% an und fährt 3 weiter.“ 

4. Es wird beantragt, von Poſen aus einen Zug nach Thorn 
gehen zu laſſen, der Poſen etwa 10 Uhr 15 Minuten abends verläßt 
und in Thorn 12 Uhr 45 Minuten eintrifft. 

Begründung. 

„Es beſtehen allerdings ſchon zwei Abendzüge in der 
Richtung Pojen—Thorn, die jedoch von Poſen bereits 7% 
(D 15) und 7 (Z 215) abgehen. Wer zu dieſen Zügen noch 
nicht mitkommt, muß' warten bis zu dem Frühzug 51, der 
Poſen 34 verläßt, denn der 123 abgehende Zug 203 fährt 
nur bis Gneſen. Hierin liegt eine große Unbequemlichkeit für 
den Verkehr zwiſchen den Städten Poſen und Thorn. Durch 
Einlegung des beantragten Zuges würde eine fühlbare Lücke 
beſeitigt werden. Der neue Zug hätte aber auch den Vorteil, 
daß die Reiſenden Anſchluß in Thorn an die Züge D 21 
Thorn —Alexandrowo und 249 Thorn Inſterburg fänden.“ 

5. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle ſich für die Einlegung eines 
Zuges ausſprechen, der von Lautenburg früh 5 abgeht und in Gol: 
dau 61° antommt. 

Begründung. 

„Durch dieſen Zug ſoll der Perſonenverkehr mit Danzig 
erleichtert werden. Eine Verbeſſerung der beſtehenden Ver— 
kehrsverhältniſſe iſt notwendig, da man jetzt von Lautenburg 
aus zu einer Reiſe nach Danzig zwei Tage braucht. Um über 
Soldau nach Danzig zu fahren, muß man jetzt vormittags 
10% von Lautenburg abreiſen und iſt erſt 513 in Danzig. 
Zu derſelben Zeit gelangt man nach Danzig, wenn man früh 
74 mit dem Zuge 816 über Strasburg und Graudenz nach 
Danzig fährt. 

Würde jedoch der beantragte Zug eingelegt werden, ſo 
könnte man 617 von Soldau weiterfahren und träfe bereits 
10 in Danzig ein. Der beantragte Zug würde auch Lokal— 
zwecken dienen, da der erſte Zug von Lautenburg nach Soldau 
erſt 1002 abgeht. 
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Sollte der Antrag auf Widerſtand ſtoßen, jo könnte 
man dem Verkehrsbedürfnis der Stadt Lautenburg auch da— 
durch gerecht werden, daß man den Zug 800, der jetzt früh 
5 von Strasburg nach Graudenz abgeht, bereits von Lauten— 
burg etwa 4% ablajjen würde. 
Dann würde man bereits 95° in Danzig ſein können.“ 


Zu Antrag 1 erklärten die Herren Vertreter der Eiſenbahnver— 
waltungen, daß bereits jetzt nach folgenden Grundſätzen verfahren 
werde: 

„Sobald bei verkürzter Ladefriſt Wagen für die ganze Arbeits— 
ſchicht in einer Summe bezw. für Tag- und Nachtſchicht oder bei ver— 
längerter Tagesarbeit für Vor- und Nachmittag getrennt, in beſonderen 
Zahlen angefordert ſind und die ſämtlichen oder eine überwiegende 
Zahl der angeforderten Wagen bereits zum Beginn der Schicht ge— 
ſtellt ſind, iſt nach Ablauf der erſten verkürzten Friſt nur der verhält— 
nismäßige Teil der Wagen zurückzufordern und der Reſt nach Ablauf 
der Arbeitszeit, für welche die Geſamtzahl der Wagen angefordert iſt. 

Sind z. B. die für die ganze Arbeitsdauer beanſpruchten 100 
Wagen bereits bei Beginn der Arbeit vollzählig überwieſen, ſo würden 


bei einer 12jtündigen Arbeitsdauer nach 8 Stunden ax TREE; 
Wagen und die übrigen 34 Wagen nad Ablauf der 12 Stunden be- 
laden zurückzugeben fein. Bei einer Gjtündigen Ladefriſt würde nach 
Ablauf der erſten 6 Stunden nur die Hälfte zurückzuſtellen ſein. 

Hiernach werde ſchon verfahren, ſobald für eine Arbeitsſchicht 
— Tag- oder Nachtſchicht — mehr als ein Wagen angefordert und 
nicht eine beſtimmte Zahl von Wagen für eine beſtimmte Stunde 
ausdrücklich beſtellt worden ſei. 

Hervorgehoben müſſe aber werden, daß dieſe Berechnungsweiſe 
nur auf leer zur Beladung geſtellte Wagen Anwendung finde; zu 
entladende Wagen müßten ohne Rückſicht auf ihre Anzahl nach Ab— 
lauf der feſtgeſetzten Ladefriſt ſämtlich entladen ſein.“ 

Die Angelegenheit wurde damit für erledigt erklärt. 

Bei Beratung des Antrages über die Frachtherabſetzung des 
Maisfutters Homco wurde mitgeteilt, daß die gewünſchte Detarifierung 
inzwiſchen bereits verfügt worden ſei. Trotzdem fand auf Antrag von 
Vertretern der Landwirtſchaft eine Abſtimmung ſtatt, wobei man ſich 
mit großer Mehrheit gegen die Frachtherabſetzung ausſprach. Die An— 
träge 3 und 5 wurden angenommen, Antrag 4 jedoch abgelehnt. 
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Der vom Herrn Brauereibejiger Bauer in Briefen eingebrachte 
Antrag auf Früherlegung des Zuges 958 Strasburg Gollub — 
Schönſee wurde vertagt, der Antrag auf Einlegung eines Schnellzug— 
paares auf der Strecke Bromberg — Dirihau angenommen. 

Der aus den Kreiſen des Handelsſtandes für die Provinz Weſt— 
preußen zum ſtellvertretenden Mitgliede des Landeseiſenbahnrates ge⸗ 
wählte Konſul Mitzlaff in Elbing hatte ſein Mandat niedergelegt, 
und es hatte daher gemäß § 22 Abj. 2 des Geſetzes vom 1. Juni 
1882 und in Ausführung des $ 9 Abſ. 5 des Geſchäftsregulativs für 
den Bezirkseiſenbahnrat für den Reſt der Wahlperiode ein anderer 
Stellvertreter zu wählen. Gewählt wurde unſer Vorſitzender, Herr 
Stadtrat Dietrich. 

Eiſenbahn⸗verkehrsordnung. 

Im Mai wurde ein im Reichs-Eiſenbahnamt aufgeſtellter vor— 
läufiger Entwurf einer neuen Eiſenbahn-Verkehrsordnung nebſt Be— 
gründung veröffentlicht. Der deutſche Handelstag verſandte ſofort 
Abdrücke an die Handelsvertretungen mit der Bitte, eine Prüfung des 
Entwurfs vorzunehmen und von der an das Reichs-Eiſenbahnamt zu 
richtenden Eingabe dem Handelstag Abſchriften zu überſenden. Wir 
haben den Entwurf eingehend durchberaten und dem Reichs-Eiſenbahn— 
amt unſere Abänderungsanträge unter dem 29. Oktober überreicht. 

Gepäckausweiskarten. 

Unter dem 16. Auguſt richteten wir nachſtehende Eingabe an die 
Eiſenbahn-Direktion zu Bromberg: : 

„In Nr. 367 des Hamburgiſchen Korreſpondenten vom 22. Juli 
1906 finden wir folgende Notiz: 

„Die Kammer hat ferner darauf aufmerkſam gemacht, daß durch 
die von der Kgl. Eiſenbahn Direktion Altona ausgegebenen Gepäck— 
ausweiskarten ſowohl für das kaufende Publikum wie für den Ge— 
ſchäftsinhaber eine ſehr dankenswerte Verkehrserleichterung geſchaffen 
iſt. Es wird dadurch dem Publikum die Möglichkeit gegeben, in den 
Geſchäften Hamburgs und Altonas Einkäufe zu machen und die ein— 
gekauften Sachen, ohne durch das Tragen beläſtigt zu werden, durch 
Angeſtellte der Geſchäfte bei den Gepäckaufbewahrungsſtellen der 
Bahnhöfe, von denen aus die Heimreiſe angetreten werden ſoll, ab— 
geben zu laſſen. Dem Kunden wird zu dieſem Zweck im Geſchäft ein 
Ausweis ausgeſtellt, gegen deſſen Übergabe der Kunde die inzwiſchen 
hinbeſorgten Gegenſtände an der Aufbewahrungsſtelle des Bahnhofs 
entgegennehmen kann. Die Wusweisformulare find in Blocks von 100 
Stück auf dem Bureau der Kammer unentgeltlich zu haben.“ 
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Auch für den Thorner Detailverkehr würde die Einführung von 
Gepäckausweiskarten eine bedeutende Erleichterung für Geſchäfte und 
Publikum bedeuten, und namentlich die Ruſſen würden vermutlich 
dann noch lieber ihre Einkäufe in Thorn machen, wenn ſie die von 
ihnen eingekauften Waren bei der Gepäckaufbewahrungsſtelle in Em— 
pfang nehmen könnten. Zwar ſchicken auch jetzt ſchon die hieſigen 
Geſchäfte nicht ſelten die eingekauften Waren der Kunden nach den 
Bahnhöfen, doch iſt dies Verfahren umſtändlich und unbequem, da 
die Boten dann ſtets zu den beſtimmten Zügen auf dem Bahnhof 
ſein und auf die Reiſenden warten müſſen. 

Wir bitten daher die Kgl. Eiſenbahn-Direktion ergebenſt, auch für 
Thorn Gepäckausweiskarten einzuführen und zwar mit der Beſtimmung, 
daß ſie ſowohl für den Hauptbahnhof als auch für den Stadtbahn— 
hof und Bahnhof Mocker Geltung erhalten.“ 

Darauf erhielten wir Ende Auguſt den Beſcheid, daß die Ein— 
führung der Gepäckausweiskarten bereits in Erwägung gezogen worden 
ſei und wahrſcheinlich bald erfolgen werde. 


Aferbahn. 


Unter dem 17. Auguſt wandten wir uns in nachſtehendem 
Schreiben an den hieſigen Magiſtrat: 

„Den Magiſtrat bitten wir ergebenſt, in die Uferbahn eine 
kombinierte Gleis- und Fuhrwerkswage einbauen zu laſſen. Das Be— 
dürfnis hierfür iſt mit dem wachſenden Verkehr immer ſtärker geworden, 
da täglich Veranlaſſung vorliegt, das Gewicht eingehender oder aus— 
gehender Wagenladungen feſtzuſtellen, was jetzt entweder garnicht, 
oder nur durch umſtändliche Verwiegung auf der Dezimalwage mög— 
lich iſt. Namentlich haben ſich die Empfänger von Kohlen und die 
Verſender von Holz über das Fehlen einer Zenteſimalwage, die aber 
natürlich auch für das Verwiegen anderer Artikel verwendet werden 
würde, beklagt. 

Trotz größter Sorgfalt kommt es bei der Aufgabe von Holz 
nicht ſelten vor, daß die Wagen überladen werden, worauf die Ver- 
ſender dann, nachdem das Übergewicht auf dem Hauptbahnhofe feſt— 
geſtellt worden iſt, gezwungen ſind, die überſchüſſigen Hölzer durch 
Fuhrwerke von dort abholen zu laſſen. Um dieſe Umſtände zu ver⸗ 
meiden, wird häufig die Ladefähigkeit der Wagen nicht voll ausgenutzt, 
wodurch wiederum die Fracht verteuert wird. 

Bei Kohlenſendungen, die auf dem Waſſerwege ankommen, 
müſſen jetzt die Kohlen in kleinen Mengen auf der Dezimalwage 
nachgewogen werden, während beim Vorhandenſein einer Fuhrwerks— 
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wage die Verwiegung bedeutend einfacher und billiger geſtaltet werden 
könnte. Auch die auf der Bahn ankommenden Wagenladungen 
würden dann häufig nachgewogen werden. Es iſt daher anzunehmen, 
daß durch die zu zahlenden Gebühren die aufgewendeten Koſten ſich 
gut verzinſen würden. Wir bitten daher den Magiſtrat ergebenit, 
unſern Antrag wohlwollend zu prüfen, und wir bemerken nur noch, 
daß wir auf Wunſch gerne bereit ſind, genaue Ermittelungen anzu— 
ſtellen, in welchem Umfange die Zenteſimalwage benutzt werden würde.“ 

Darauf erwiderte der Magiſtrat, daß er gerne bereit ſei, den 
Einbau einer Gleis- und Fuhrwerkswage an der Uferbahn in nähere 
Erwägung zu ziehen, doch wünſche er zunächſt die in Ausſicht geſtellten 
Unterlagen für die Rentabilitätsberechnung zu erhalten. Wir teilten 
dem Magiſtrat mit, daß nach unſeren Ermittelungen jährlich 13 — 1400 
Waggons zur Verwiegung kommen würden, und daß die Wage auch 
zum Zwecke der Verwiegung von Fuhrwerken häufig benutzt werden 
würde. 

Trotzdem mußte der Magiſtrat von dem Projekte Abſtand 
nehmen, da nach Auskunft von ſachverſtändiger Seite ſich die Koſten 
der Wage einſchl. Einbau zwar nur auf 6000 Mark ſtellen würden, 
daß dagegen für die erforderlichen Gleis- Weichen- und Pflaſterarbeiten 
etwa 20000 Mk. aufzuwenden wären. Es erſcheint jedoch nicht aus— 
geſchloſſen, daß man der Angelegenheit wieder näher tritt, wenn näm— 
lich ſich bei der beabſichtigten Durchführung der Scharnauer Bahn 
durch die Uferbahn eine billigere Herſtellung der Wage ermöglichen 
laſſen würde. 


Uferbahnzüge. 


Im September hat die Eiſenbahndirektion Bromberg angeordnet, 
daß widerruflich die mit dem Überführungszuge Il zugeſtellten Wagen 
erſt mit dem Zuge IV zurückzugeben ſind. Damit ſind die in unſerm 
letzten Vierteljahrsbericht angeführten Beſchwerden (Seite 16 ff) der 
Intereſſenten gehoben. 


Bahnunterführung bei Goßlershauſen. 


Mitte Oktober baten uns verſchiedene Firmen in Goßlershauſen 
um Unterſtützung ihres Vorgehens gegen eine bei Goßlershauſen ge— 
plante Bahnunterführung. Wir erwiderten ihnen unter dem 15. 
November: 

„Nach eingehender Prüfung Ihres Antrages ſind wir zu der 
Entſcheidung gekommen, daß es doch bedenklich wäre, gegen die Be— 
ſeitigung des Niveauüberganges Stellung zu nehmen. Ein ſolcher 
Übergang iſt und bleibt für den Verkehr gefährlich, wie ja auch die 
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Erfahrung gezeigt hat. Wir ſind in ſolchen Fällen ſtets dafür einge— 
treten, daß die Bahn eine Unterführung herſtelle, und können daher 
im vorliegenden Falle keine Ausnahme machen. Es iſt ja bedauerlich, 
daß infolge des für die Unterführung notwendig werdenden Umweges 
einige Geſchäftshäuſer geſchädigt werden, doch bleibt es den Betroffenen 
ja unbenommen, Schadenerſatz zu ſordern.“ 


Zuführung zur Rampe am Bahnhof 


Mocker. 

Der Kgl. Eijenbahn-Direktion zu Bromberg ſchrieben wir unter 
dem 31. Oktober: 

„Die Kgl. Cijenbahn-Direttion bitten wir ergebenſt, anordnen zu 
wollen, daß der Zufuhrweg zur Laderampe am Bahnhof Mocker be— 
feſtigt werde. Jetzt iſt der Weg nur mit Kies belegt, und infolge— 
deſſen ſinken bei ſchlechtem Wetter die den Weg benutzenden ſchweren 


Wagen ſo tief ein, daß ſie häufig kaum mit ſechs Pferden fortbewegt 


werden können. Das Beſte würde ja ſein, wenn der Weg gepflaſtert 
werden würde, doch wird die Eiſenbahnverwaltung angeſichts des pro— 
jektierten Bahnhofs Modder ji) wohl hierzu nicht bereitfinden laſſen. 
Es würde aber auch genügen, wenn der Weg wenigitens ſoweit be— 
feſtigt würde, daß die Wagen bei ſchlechtem Wetter nicht mehr ein— 
ſinken. 

Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns die Bitte auszuſprechen, 
auf dem neuen Bahnhof Mocker die Laderampe in ausreichender 
Größe herſtellen und an der Kopframpe nicht nur ein Gleis ſondern 
zwei bis drei Gleiſe legen zu laſſen, damit zu gleicher Zeit mehrere 
Möbelwagen verladen werden können. Ferner bitten wir, bei Er- 
richtung eines Ladekranes auf dem neuen Bahnhof Mocker dafür 
Sorge tragen zu wollen, daß der Kran hoch genug gebaut wird, um 
höhere Gegenſtände, wie Maſchinen und Spiegelſcheiben, aus- und einladen 
zu können. Der auf dem Hauptbahnhofe befindliche Kran iſt nämlich 
ſo niedrig, daß die Verladung derartig hoher Gegenſtände häufig nicht 
möglich ijt. Vielleicht könnte auch der Kran auf dent Hauptbahnhofe 
noch erhöht werden, und wir bitten daher, auch dieſen Wunſch in 
wohlwollende Erwägung zu ziehen.“ 

Ein Beſcheid iſt uns darauf noch nicht zugegangen. 


Ausnahmetarif für Düngemittel. 


Wie wir in unſerm letzten Bericht mitteilten, hatten wir uns 
unter dem 18. Juli an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
gewandt mit der Bitte, den Notſtandstarif für Düngemittel über den 
1. Mai 1907 hinaus zu verlängern. Dieſem Wunſche iſt inzwiſchen entſprochen 
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worden, denn nach einer Bekanntmachung der Kgl. Eiſenbahn Direktion 
zu Berlin bleibt der allgemeine Ausnahmetarif für Düngemittel und 
Rohmaterialien der Kunſtdüngerfabrikation auf weitere 5 Jahre bis 
einſchl. 30. April 1912 in Kraft. 


Petroleumtarife. 


Unter dem 21. September überſandte uns die Bromberger-Cijen- 
bahn⸗Direktion Abſchrift einer Verfügung über Einführung eines neuen 
Ausnahmetarifs für Petroleum rumäniſchen, ruſſiſchen und ungariſchen 
Urſprungs. Dies veranlaßte uns zu folgendem Schreiben: 

„Der Kgl. Eiſenbahn Direktion ſprechen wir für die Überſendung 
der gefl. Mitteilung vom 21. v. Mts. unſern verbindlichſten Dank aus. 
Die Detarifierung des öſterreichiſchen Petroleums entſpricht einem wieder— 
holt von uns geäußerten Wunſche, und ſie wird wohl auch den beabſichtigten 
Erfolg haben, dem amerikaniſchen Petroleum eine wirkſame Konkurrenz 
zu ſchaffen. Zu den Konkurrenten des amerikaniſchen Petroleums iſt 
aber in letzter Zeit in unſerem Bezirke auch das deutſche, aus Hannover 
ſtammende Petroleum getreten. Zwar ſind wegen der teuren Fracht 
mit der Bahn nur wenige Wagenladungen hierhergekommen, während 
die Hauptmenge über Lübeck auf dem Waſſerwege hierherbefördert 
wurde. Die Bahnfracht beträgt nämlich für 1 dz von den Raffinerien 
in Hannover bis Thorn 3,40 Mk., die Fracht bei Benutzung des 
Waſſerweges dagegen nur 2,10 Mk. für den dz. Würde jedoch der 
Ausnahmetarif 20 d auch auf das in Deutſchland gewonnene Petro— 
leum Anwendung finden, ſo würde die Bahnfracht nur 1,26 Mk. 
betragen und daher dann alles auf dem Eiſenbahnwege verfrachtet 
werden. Es liegt daher im Intereſſe der deutſchen Petroleumgewinnung, 
des freien Petroleumhandels und der Eiſenbahnverwaltung ſelbſt, daß 
das deutſche Petroleum nach Ausnahmetarif 20 d verfrachtet werde. 
Wir bitten deshalb die Kgl. Eiſenbahn Direktion ergebenſt daraufhin— 
zuwirken, daß dieſe Detarifierung des deutſchen Petroleums bald in 
Kraft trete.“ 


Fracht für rohe oder ungewaſchene 


Wolle, 

Mitte September überjandte der ur Handelstag ſeinen 
Mitgliedern folgendes Rundſchreiben: 

„Die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin haben bei der 
Kgl. Eiſenbahn Direktion in Berlin beantragt, „ungewaſchene Wolle 
bei Aufgabe in Wagenladungen von 10000 kg zu den Sätzen des 
Spezialtarifs II und bei Aufgabe als Stückgut zu den Sätzen des 
Spezialtarifs für beſtimmte Stückgüter zu befördern“, und dieſen An— 
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trag, der in der gemeinſamen Sitzung der Ständigen Tarifkommiſſion 
und des Ausſchuſſes der Verkehrsintereſſenten zur Erörterung kommen 
ſoll, der Hauptſache nach wie folgt begründet: 


Zurzeit tarifiere Wolle (Schafwolle), auch Ziegenwolle ujw., roh 
oder gewaſchen, bei Aufgabe in Wagenladungen zu den Sätzen des 
Spezialtarifs I bezw. der Nebenklaſſe A 2, bei Aufgabe als Stückgut 

| zu den Sätzen der Allgemeinen Stückgutklaſſe. Eine Ausnahme in 
letzterer Hinſicht mache fabrikgewaſchene (chemiſch gereinigte) Wolle, 
welche — abgeſehen von ihrer Aufgabe in Ballen, runder oder 
zylindriſcher Form von mindeſtens 100 kg Einzelgewicht, oder in recht— 
winkligen Ballen — dem Sperrigkeitszuſchlage unterliege. Dieſe Be— 
ſchränkung der Sperrigkeit auf fabrikgewaſchene Wolle ſei auf Grund 
gemeinſamen Antrages der Ständigen Tarifkommiſſion und des Aus— 
ſchuſſes der Verkehrsintereſſenten in deren Sitzung vom 14. Februar 
1901 Niederſchrift der 73. Sitzung auf S. 28) in der Abſicht erfolgt, 
den Kleinhandel mit Wolle zu erleichtern und die inländiſche Wolle 
tarifariſch nicht ungünſtiger zu ſtellen als die ausländiſche. 


So ſehr die beteiligten Kreiſe das mit jener Anderung der 
Sperrigkeitsvorſchriften eiſenbahnſeitig bewieſene Entgegenkommen an— 
erkennen, ſo ſei die heutige Tariflage unter den Verhältniſſen, wie ſie 
ſich im Laufe der letzten Jahrzehnte in der deutſchen Wollproduktion 
herausgebildet hätten, den Wolleverſand weder bei Stückgutmengen, 
noch bei ganzen Wagenladungen zu heben geeignet. 

Die Verweiſung von Wolle, insbeſondere auch der gewaſchenen, 
in den Spezialtarife | ſtamme noch aus einer Zeit, zu welcher die 
Schafwolle nur auf dem Rücken des Tieres gewaſchen und Jo gejdoren 
worden ſei und damit ſchon bei der Aufgabe zum Eiſenbahntransport 

ein wertvolles Produkt dargeſtellt habe. 
5 Seit längerer Zeit bereits ſei es aber immer mehr Brauch, die 
Schur der Wolle in ganz ungewaſchenem Zuſtande (im Schweiß) vor— 

zunehmen, und man könne mit ziemlicher Sicherheit behaupten, daß 
jetzt in Deutſchland mindeſtens ½ aller Wolle in Schweiß und 
höchſtens ½ in Rückenwäſche geſchoren werde. 

Nehme man nun an, daß Wolle in Rückenwäſche geſchoren 60 
bis 70 % reine Wolle, und Wolle in Schweiß geſchoren 25 —35 9% 
reine Wolle enthalte, ſo erhelle, daß, auf reines Produkt eingerechnet, 
die Schweißwolle jetzt 2—2½ mal ſoviel mit Fracht belaſtet fei, wie 
rückengewaſchene Wolle. Der Waſchabgang beſtehe im weſentlichen aus 
nahezu wertloſem Schlamm. 
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Wolle man eiſenbahnſeitig den Verkehr in inländiſcher Wolle 
unter den Verhältniſſen, unter denen die einheimiſche Schafzucht bezw. 
Wollproduktion bei dem ſcharfen Wettbewerbe des Auslandes heute 
arbeite, wirkſam unterſtützen, ſo könne dies nur auf dem Wege einer 
Frachtherabſetzung für rohe bezw. ungewaſchene Wolle, und zwar ſo— 
wohl bei Aufgabe in Wagenladungs- wie in Stückgutmengen, geſchehen. 


Mit Bezug auf die beantragte Aufnahme der ungewaſchenen 
Wolle in den Spezialtarif für beſtimmte Stückgüter iſt in dem Antrage 
noch beſonders hervorgehoben, daß ſchon heute eine große Anzahl von 
Artikeln aus dem Gebiete der Landwirtſchaft dem Stückgutſpezialtarife 
angehörten, wie beiſpielsweiſe Getreide aller Art und Hülſenfrüchte, 
Sämereien, Olſaaten uſw., deren verſchiedene einen höheren Wert 
hätten, als eine gleiche Gewichtsmenge roher bezw. ungewaſchener 
Wolle. Sodann iſt noch geltend gemacht worden, daß die deutſchen 
Wollen in der Regel nur in Mengen unter 3000 kg von einem Be— 
ſitzer zum Verſand kommen, ſo daß die Herabſetzung der Stückgutfrachten 
ganz beſonders ins Gewicht fallen und gerade dieſe Maßnahme ge— 
eignet ſein würde, dem ſcharfen Wettbewerbe gegen das Ausland ent— 
gegenzutreten, von wo die ungewaſchenen Wollen nur in 10 t-Ladungen 
eingeführt würden. 

Die Kgl. Eiſenbahn-Direltion Altona, welche mit der 
Berichterſtattung über dieſen Antrag betraut iſt, richtet nun, 
bevor ſie Stellung hierzu nimmt, hierdurch an die Handels— 
kammern und die ſonſtigen zur Vertretung von Handel 
und Gewerbe berufenen Körperſchaften, ſoweit ſie ein In— 
tereſſe an dieſer Sache haben, das ergebene Erſuchen um 

eine gutachtliche Außerung bis ſpäteſtens zum 25. Oktober d. J.; 
insbeſondere iſt ihr die Beantwortung der nachfolgenden Fragen 
erwünſcht: 

1. Kann der Antrag aus allgemeinen wirtſchaftlichen Gründen 
befürwortet werden oder beſtehen Bedenken, welcher Art ſind 
dieſe Bedenken? 

2. Iſt es zutreffend, daß die Schur der Wolle zur Zeit in 
Deutſchland in dem angegebenen Umfange in ganz unge— 
waſchenem Zuſtande (im Schweiß) ſtattfindet? 

3. Können die Angaben im Antrage, daß in Rückenwäſche ge— 
ſchorene Wolle 60— 70 % reine Wolle, und Wolle in Schweiß 
geſchoren nur 25—35 % reine Wolle enthalte, bejtätigt 
werden? 
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4. In der gemeinſamen Sitzung der Ständigen Tarifkommiſſion 
und des Ausſchuſſes der Verkehrsintereſſenten vom 14. Februar 
1901 Miederſchrift der 73. Sitzung auf S. 34), in der, wie 
auch im Antrage erwähnt iſt, die Beſchränkung der Sperrigkeit 
auf fabrikgewaſchene Wolle beſchloſſen wurde, iſt feſtgeſtellt 
worden, daß es für den nicht mit beſonderer Fachkenntnis 
ausgerüſteten Abfertigungsbeamten unmöglich ſei, rücken— 
gewaſchene Wolle von ungewaſchener Wolle zu unterſcheiden, 
wenn nicht die Rückenwäſche ganz beſonders ſorgfältig ausge— 
führt ſei. Ja die Wolle-Großhandlung von A. Fränkel in 
München hat ſeiner Zeit in einem ſchriftlichen Gutachten aus— 
geführt, daß die Unterſcheidung vollſtändig ungereinigter Wolle 
von rückengewaſchener ſelbſt für den Sachverſtändigen und 
durch langjährige Erfahrung mit dem Artikel durchaus ver— 
trauten Händler und Fabrikanten ſchwierig ſein könne. Würde 
es unter dieſen Umſtänden nicht bedenklich ſein, einen Artikel, 
der ſich überhaupt nicht genau unterſcheiden und beſtimmen 
läßt, beſonders tarifariſch behandeln zu wollen? 


„Iſt es richtig, daß die deutſchen ungewaſchenen Wollen in der 
Regel nur in Mengen unter 3000 kg, aljo in Stückgut⸗ 
ſendungen, mit der Eiſenbahn verſandt worden? 

6. Welches iſt der ungefähre Handelswert für 100 kg, a) voll- 
ſtändig ausgewaſchene Wolle, b) rückengewaſchene Wolle, 
c) fabrikgewaſchene Wolle, d) Kunſtwolle, e) Baumwolle und 
) Kunſtbaumwolle?“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 16. Oktober: 


„Zu 1.) Der von den Alteſten der Kaufmannſchaft zu Berlin 


on 


gejtellte Antrag, ungewaſchene Wolle bei Aufgabe in Wagenladungen 


von 10000 kg zu den Sätzen des Spezialtarifs II und bei Aufgabe 
als Stückgut zu den Sätzen des Spezialtarifs für beſtimmte Stückgüter 
zu befördern, muß aus allgemeinen wirtſchaftlichen Gründen von uns 
unterſtützt werden, da es eine Unbilligkeit iſt, die gegenüber rücken— 
gewaſchener Wolle viel minderwertigere Schmutzwolle zu den gleichen 
Frachtſätzen wie dieſe zu führen. 

Zu 2.) Die uns über den Wollhandel unſeres Bezirks zugehen— 
den Berichte enthalten ſchon ſeit Jahren den ſtändigen Vermerk, daß 
bei uns faſt nur noch Schmutzwolle gehandelt wird. Rückengewaſchene 
Wolle kommt von hier aus faſt garnicht zum Verſand. 


Zu 3.) Dieſe Angaben dürften zutreffend ſein. 
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Zu 4.) Rückengewaſchene Wolle, falls ſie wirklich ordnungs— 
gemäß gewaſchen worden iſt, läßt ſich von jedem Sachverſtändigen 
leicht von Schmutzwolle unterſcheiden. Es kommt allerdings vor, daß 
die Rückenwäſche nur ſehr oberflächlich ausgefallen und die Unter— 
ſcheidung daher ſchwieriger iſt. Dies dürfte aber kein Bedenken erregen, 
da ſolche ſchlechtgewaſchene Wolle im Werte der Schmutzwolle ziemlich 
gleichſteht, weshalb ſie auch zu dem billigeren Tarif verfrachtet werden 
könnte. 

Zu 5.) Die von dem Handel aufgekaufte Ware wird ja in der 
Regel in ganzen Wagenladungen verſandt. Da jedoch die Landwirte 
vielfach ihre Wolle zur Wollauktion nach Berlin ſchicken, ſo kommt 
es häufig vor, daß die Wolle als Stückgut verfrachtet wird. 

Zu 6.) Der Handelswert der Wolle iſt je nach der Qualität 
verſchieden. Jedenfalls iſt der Preisunterſchied zwiſchen gewaſchener 
und Schmutzwolle ganz beträchtlich. Würde z. B. der Zentner ge— 
waſchener Wolle 150 Mark koſten, ſo würde man für Schmutzwolle 
nur etwa 65 Mark zu zahlen haben. 

Zum Schluß möchten wir doch daraufhinweiſen, daß Schmutz 
wolle faſt ausſchließlich deutſches Produkt iſt, während die ausländiſchen 
Wollen meiſt gewaſchen eingeführt werden.“ 


Erhöhung der zuläſſigen Stärke von 
Brettchen des Spezialtarifs Il 


von 20 auf 25 mm. 

Von der Kgl. Eijenbahn-Direftion zu Kattowitz ging uns unter 
dem 5. Auguſt folgendes Schreiben zu: 

„Bei der Ständigen Tarifkommiſſion der deutſchen Eiſenbahnen 
liegt folgender Antrag der Mecklenburgiſchen Handelskammer vor: 

„Wir beantragen ergebenſt, in Ziffer 7 der Poſition Holz des 
Spezialtarifs Il des Deutſchen Eiſenbahn-Gütertarifs, Teil! Abteilung 
B, die zuläſſige Dicke von 20 auf 25 mm zu erhöhen, ſo daß alſo die 
Ziffer folgendermaßen lauten würde: „7 Stäbe und Brettchen aus 
Nadelholz, aus weichem Laubholz, als Ajpen-, Birken, Erlen-, Linden-, 
Pappel-, Weidenholz und aus Buchenholz (auch mit der Zylinderſäge 
geſchnitten) bis zu 1,25 m Länge und 25 mm Dicke, nicht gehobelt, 
auch durch Drahtſtifte zu Kiſtenteilen oder Faßdeckeln verbunden; für 
die Ausfuhr auch gehobelt.“ 

Der Antrag bezweckt die Verfrachtung von „Einſchubbrettern“, 
das ſind Bretter, die beim Schneiden der Hölzer (Stämme) abfallen 
und für Bauten als Zwiſchendecke zwiſchen den Balken verwendet 
werden, nach Spezialtarif Il und damit die Verwertung derſelben 
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überhaupt wieder zu ermöglichen. Dieſe Bretter ſind in der Regel 
6080, höchſtens 120 cm lang und 20—25 mm dick. Früher fielen 


fie unter Ziffer 5 der Poſition Holz des Spezialtarifs Ill: „Schwarten, 


beim Schneiden der Hölzer abfallend, nicht über 6 m lang.“ Bei den 
modernen Sägeeinrichtungen werden jedoch Schwarten im Sinne der 
Güterklaſſifikation der Eiſenbahn faſt gar nicht mehr abgeſchnitten, in- 
dem die meiſten Schwarten infolge der vielen Sägen im Gatter auf 
beiden Seiten von der Säge gefaßt und auf der einen Seite voll— 
ſtändig, auf der anderen zum Teil, oft zum überwiegenden Teil und 
manchmal ſogar vollſtändig beſchnitten werden. Da dieſe Bretter 
(Brettſchwarten) auch nicht zu den Brettchen der Ziffer 7 gehören, 
weil ſie in der Regel mehr als 20 mm dick ſind, ſo wird Spezialtarif 
Il auf ſie angewendet. Für die Bretter wird ein Preis von 50 bis 
äußerſt 65 Pfennig pro qm bezahlt. Bei einem ſo niedrigen Preiſe 
macht der Frachtunterſchied zwiſchen Spezialtarif II und II ſoviel aus, 
daß bei Verfrachtung nach Spezialtarif II überhaupt kein Nutzen mehr 
zu erzielen iſt, und die Sägereien mit dieſem auf andere Weiſe nur 
ſchwer verwertbaren Abfall einfach ſitzen bleiben. 

Ein allgemeines wirtſchaftliches Bedürfnis für die von uns be— 
antragte Anderung liegt daher unzweifelhaft vor.“ 

Wir erſuchen ergebenſt, ſich zu dem Antrage gutachtlich äußern 
und hierbei die Gründe angeben zu wollen, welche für und gegen den 
Antrag ſprechen. Außerdem iſt es uns erwünſcht, zu erfahren, ob es 
ſich bei den 25 mm ſtarken Brettchen lediglich um Abfallholz handelt, 


wie ſich die Preiſe zur Zeit für derartige Brettchen von 20 mm, von 


25 mm und von mehr als 25 mm Dicke ſtellen und ob die Erhöhung 
der zuläſſigen Stärke von 20 auf 25 mm nicht etwa geeignet iſt, den 
bisherigen Unterſchied zwiſchen Brettchen des Spezialtarifs Il und 
Brettchen des Spezialtarifs II weſentlich zu beeinfluſſen oder verſchwin— 


den zu machen.“ 


Wir erwiderten unter dem 18. September: 

„Der Kgl. Eiſenbahn-Direktion erwidern wir ergebenſt, daß es 
ſich bei den kurzen, 20 mm ſtarken Brettchen lediglich um Abfallholz 
handelt, das mit 40 bis höchſtens 65 Pfennigen für das qm bezahlt 
wird. Eine Verfrachtung des Holzes iſt kaum möglich, ſo lange es 
nach Spezialtarif II gefahren wird. 

Daß es ſich bei dieſen Brettchen um Abfallholz handelt, geht 
aus folgender, uns von ſachverſtändiger Seite zur Verfügung geſtellter 
Schilderung hervor: „Aus den vom Stamme fallenden / und 5 
zölligen Seitenbrettern werden bei guten glatten Bretterſtämmen aſt⸗ 
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reine Seiten und Füllungsſeiten in beiden Stärken ausgeſchnitten. 
Von Bauholzſtämmen werden aus den Seitenbrettern Schalbretter 
ausgeſchnitten und als Dach- und Deckenſchalung verwandt. Von den 
kürzeren Enden, die zur Schalung zu kurz ſind oder die zu ungleich— 
mäßige Deckfläche haben, wird beſäumter Einſchub, zum Teil auch 
Böttcherſchwarten und Grubenſchalen, geſchnitten und der Reſt, der 
nichts mehr ausgibt, kommt ins Brennholz. Beſäumter Einſchub und 
auch Grubenſchalen ſind auf beiden Seiten von der Säge berührt und 
haben auch auf der oberen. Seite mehr oder weniger Schnittfläche. 
Beſäumter Einſchub wird bis zur Länge von höchſtens 1,20 m und 
gewöhnlich in der Stärke von ½ und ½ Zoll, d. i. 20 und 26 mm 
geſchnitten. Dieſe Stärke bezieht ſich allerdings nur auf trockene 
Bretter, und da friſche Bretter 4--6 mm durch das Eintrocknen ver— 
lieren, ſo müßte die zuläſſige Stärke auf 32 mm erhöht werden.“ 

Wir glauben nicht, daß durch die Erhöhung der zuläſſigen 
Stärke der bisherige Unterſchied zwiſchen Brettchen des Spezialtarifs III 
und Bretter des Spezialtarifs Il verwiſcht werden würde, da nur ver— 
einzelt aſtreine Seitenbretter (alſo nicht Abfallware) unter 1,25 m 
Länge geſchnitten werden, und auch dieſe werden nach wie vor gleich— 
zeitig mit den längeren Brettern des Spezialtarifs II zur Verſendung 
gelangen.“ 


Reerpeditionstarif für Futtermittel. 


Unter dem 30.Oktober ſchrieb uns die BrombergerEiſenbahndirektion: 

„Nach einer Eingabe des Magiſtrats in Hohenſalza befindet ſich 
in dieſer Stadt eine Olkuchenmühle, durch welche die Möglichkeit ge— 
boten iſt, die von Rußland nach dem Inlande in Kuchenform ein— 
geführten Futtermittel, wie Hanfkuchen, Rübkuchen, Saatkuchen, 
Sonnenblumenſaatkuchen uſw., durch Zerkleinerung und Mahlen in 
die für die Bedürfniſſe der Landwirtſchaft entſprechende Form zu 
bringen. Die häufig in ſehr verſchiedenartigen Qualitäten gelieferten 
Waren werden vor der Bearbeitung einer notwendigen Sichtung und 
Sortierung unterzogen, auch werden durch beſondere techniſche Vor— 
richtungen die den Kuchen regelmäßig anhaftenden gefährlichen Fremd— 
körper, wie Eiſennägel, Draht uſw. entfernt. Die alsdann in den 
Konſum gelangenden Produkte fallen in ihrem Nährſtoffgehalt gleich— 
mäßig und marktmäßig preiswert aus. 

Der gewünſchten allgemeinen Verbreitung dieſer erheblich ver— 
beſſerten Futtermittel ſoll nun nach Ausführung des Magiſtrats der 
Umſtand entgegenſtehen, daß infolge der durch die Bearbeitung in 
Hohenſalza eintretenden Transportunterbrechung zwiſchen dem Ver— 
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ſandorte Alexandrowo und dem endgültigen Empfangsorte eine Fracht— 
erhöhung eintritt, die ſich im Durchſchnitt auf 14 Mk. pro 10000 kg 
beläuft. Die ſchon durch die Bearbeitungskoſten belaſteten Futtermittel 
würden infolge dieſer weiteren Verteuerung durch die entſtehende 
Mehrfracht in ihrer Konkurrenzfähigkeit gegenüber den minderwertigen 
unbearbeiteten Futterkuchen beeinflußt zum Schaden der beteiligten 
Händler ſowohl als auch ganz beſonders zum Nachteile der konſu— 
mierenden landwirtſchaftlichen Kreiſe. 

Während die Fabrikanlage der Saatkuchenmühle in Hohenſalza 
nach Ausführung des Magiſtrats lediglich infolge der Frachtverteuerung 
zur Zeit kaum zur Hälfte ausgenutzt ſei, ſollen bei voller Ausnutzung 
der Anlagen 40 —50 Arbeiter mehr dauernde und lohnende Beſchäftigung, 
beſonders in der kalten Jahreszeit, finden können. Der Magiſtrat be— 
antragt deshalb, die über Alexandrowo nach Hohenſalza zum Zwecke 
der Bearbeitung eingeführten Futtermittel zu den Sätzen des Durch— 
gangsverkehrs nach den hauptſächlich an den ſüdlichen und weſtlichen 


Stationen der Provinz Poſen belegenen Konſumſtätten weiterzube— 


fördern. 

Der Magiſtrat betont noch, daß irgend welche anderen induſtriellen 
oder merkantilen Intereſſen durch die Gewährung der beantragten 
Vergünſtigung nicht beeinträchtigt werden, da eine ähnliche oder gleich— 
artige Mühlenanlage im Oſten der Monarchie nicht exiſtiert. 

Behufs eingehender Prüfung des Antrages erſuchen wir um ge— 
fällige Auskunft ergebenſt, ob tatſächlich ähnliche Mühlen im Oſten 
der Monarchie, abgeſehen von den uns bekannten in Danzig (Olmühle), 
Königsberg (Mühlenbetriebsgeſellſchaft) und Thorn (Längner K Illgner), 
nicht beſtehen und ob nicht im Falle der Genehmigung des Antrages 
Berufungen zu erwarten wären. Auch dürfte zu erwägen ſein, ob 
eine Schädigung der heimiſchen Produkte im Falle der Gewährung 
der beantragten Begünſtigung für die ruſſiſchen Futtermittel zu be— 
fürchten iſt.“ 

Unſere Antwort vom 14. November lautete: 

„Der Kgl. Eiſenbahn-Direktion erwidern wir ergebenſt, daß außer 
den in dem dortigen Schreiben genannten noch eine weitere Olkuchen— 
mühle in Thorn-Mocker, nämlich die der Thorner Dampfmühle G. 
Gerſon & Co, beſteht. 

Wenn es Hohenſalza geſtattet werden ſoll, die vermahlenen Ol— 
kuchen zu den Sätzen des Durchgangsverkehrs weiter zu verfrachten, 
ſo müſſen wir im Intereſſe unſerer Olkuchenmühle verlangen, daß der 
gleiche Tarif auch für die Stationen Mocker und Thorn Geltung er— 


92 


hält. Es iſt richtig, daß bei ſorgfältigem Mahlen und guten Ein— 
richtungen eine große Menge Eiſenteile aus dem Olkuchenmehle ent— 
fernt werden, und es erſcheint daher im Intereſſe der Landwirtſchaft 
zweckmäßig, die Verfrachtung von Olkuchenmehl durch die geforderte 
Tarifermäßigung zu erleichtern, wenn wir auch nicht glauben, daß 
dieſe Ermäßigung den von dem Magiſtrat zu Hohenſalza erwarteten 
Erfolg haben wird. Eine Schädigung der heimiſchen Produkte iſt im 
Falle der Gewährung der beantragten Begünſtigung u. E. nicht zu 
befürchten.“ 


b. Waſſerſtraßen 


Ausrüſtung der Traften mit Anker 


und Kette. 

Der Herr Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen überſandte 
uns unter dem 31. Auguſt folgende Verfügung: 

„Nach § 3 der Polizei-Verordnung, betreffend die Ausübung der 
Schiffahrt und Flößerei auf der Weichſel und Nogat ſollen die Flöße 
mit den notwendigen Vorrichtungen verſehen ſein, um ſie ſelbſt bei 
großer Waſſertiefe jederzeit zum Stillſtehen bringen zu können. Die 
Erfahrung hat gezeigt, daß die Schricken der Flöße nicht immer aus— 
gereicht haben, die vorſtehende Bedingung zu erfüllen; es ſind infolge 
deſſen Unzuträglichkeiten entſtanden, indem durch die abtreibenden 
Flöße die Schiffahrtsſtraße geſperrt und die Netze der Fiſcher mit 
weggeriſſen wurden. 

Zur Behebung dieſer Übelſtände iſt daher in Anregung gebracht 
worden, auf Grund des § 3 der Polizei-Verordnung zu verlangen, 
daß die Flöße mit Anker und Kette ausgerüſtet ſind. Bevor ich in 
dieſer Sache eine endgiltige Entſcheidung treffe, iſt es mir erwünſcht, 
die Anſicht der beteiligten Kreiſe kennen zu lernen. 

Die Handelskammer erſuche ich daher ergebenſt, zu der Ange— 
legenheit Stellung zu nehmen und mir Ihre Anſicht gefälligſt mitzu— 
teilen bezw. andere Einrichtungen in Vorſchlag zu bringen, durch welche 
ein ſicheres Feſtlegen der Traften auch in tiefem Waſſer jederzeit ge— 
währleiſtet wird. 

Wir erwiderten darauf unter dem 17. September: 

„Ew. Exzellenz bitten wir ganz gehorſamſt, von dem Erlaß einer 
Verordnung, betr. die Ausrüſtung der Flöße mit Anker und Kette, 
abſehen zu wollen. Die Traften find bisher jtets ohne Anker und 
Kette ausgekommen, und wenn jetzt plötzlich das Verlangen an ſie 
geſtellt werden ſoll, ſolche Ausrüſtungsgegenſtände zu führen, ſo iſt, 
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im Hinblick darauf, daß dadurch der Holzverkehr nicht unbeträchtlich 
belaſtet werden würde, doch zunächſt der einwandfreie Nachweis zu 
führen, daß die jetzigen Einrichtungen zum Feſthalten der Flöße nicht 
ausreichen und daß Anker und Ketten beim Anhalten wirklich von 
Nutzen ſein würden. 

Die Schricken, dic jetzt von den Traften geführt werden, ſind, ſo— 
lange nicht Hochwaſſer eingetreten iſt, nach Anſicht aller, von uns be— 
fragten Sachverſtändigen vollſtändig genügend, um die Traften raſch 
zum Stillſtand zu bringen. Vorausſetzung dabei iſt allerdings, daß 
die Flöße genügendes Material beſitzen, d. h. daß Schricken für jedes 
Schrickloch vorhanden ſind. Hierauf wäre das Augenmerk der auf— 
ſichtsführenden Beamten in erſter Linie zu richten, denn wenn bisher 
Traften beim Transport zu Schaden gekommen ſind, ſo lag dies nur 
allzu häufig an dem Fehlen genügenden Schrickenmaterials. 

Bei Hochwaſſer reichen freilich die Schricken nicht immer aus, doch 
wird ſchon im eigenen Intereſſe keine Traft, die bei Hochwaſſer weiter- 
ſchwimmen will, verſäumen, Anker mitzunehmen und ſich von Dampfern 
begleiten zu laſſen. Wollte man jedem Floß die Verpflichtung aufer⸗ 
legen, Anker und Ketten zu führen, ſo müßten die Traften, damit die 
Anker überhaupt Verwendung finden könnten, noch beſondere Anker— 
kähne mit ſich führen, und auch auf den Traften ſelbſt müßten noch 
beſondere Vorrichtungen angebracht werden, damit die Hölzer beim 
Ankerwerfen nicht der Gefahr des Zerreißens ausgeſetzt wären. Alles 
dies würde natürlich ganz bedeutende Kojten verurſachen, zumal da 
es auch ſtets Schwierigkeiten machen würde, die mitgeführten Anker 
nach Löſung des Floßverbandes zurückzuſenden oder ſonſt zu ver— 
werten. 

Dabei würden aber die Anker von den Traftenführern wohl kaum 
jemals verwendet werden, weil man einmal die Gefahr des Zerreißens 
fürchten wird und weil die Floßmannſchaft keine Erfahrung im Anker— 
werfen beſitzt, weshalb man ſich viel lieber auf die altbewährten 
Schricken verlaſſen würde. Durch die fragliche Verordnung würde alſo 
eine Belaſtung des Verkehrs ſtattfinden, ohne daß irgendwelcher 
Nutzen davon zu erwarten wäre, denn in denjenigen Fällen, in denen 
Anker und Kette mit Nutzen angewendet werden können, nämlich beim 
Schwimmen während des Hochwaſſers, werden, wie bereits erwähnt, 
ſolche ſchon jetzt mitgeführt. 

Sollten unſere Darlegungen, die ſich vermutlich mit den Aus— 
führungen der anderen, von Ew. Exzellenz befragten Körperſchaften 
decken werden, nicht ausreichend erſcheinen, Ew. Exzellenz zu bewegen, 
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die Abſicht auf Erlaß der fraglichen Verordnung fallen zu laſſen, ſo 
bitten wir gehorſamſt, eine Verſammlung von Sachverſtändigen einzu— 
berufen und hierzu den beteiligten Körperſchaften die Entſendung von 
Vertretern aufzugeben. Bei einer ſolchen Beſprechung würden ſich die 
Gründe für und wider am beſten erörtern laſſen, und wir ſind über— 
zeugt, daß Sachverſtändige ſich unſerer Anſchauung durchweg an— 
ſchließen werden. 


Fulaſſung größerer Traftenteile. 


Von hieſigen Flößereiintreſſenten wurden wir unter dem 18. 
Juni gebeten, zuſtändigen Orts dahin zu wirken, daß es, wenn auch 
nur bei Hochwaſſer, geſtattet werde, Traften in einer Breite bis zu 
55 m zu verflößen: Jetzt ſei es nur geſtattet, Flöße in einer Breite 
bis zu 30 m ſchwimmen zu laſſen, während es namentlich bei Hoch— 
waſſer bisweilen erforderlich ſei, zwei Traften mit einander zu ver— 
binden, um das Holz möglichſt raſch durch Schleppdampfer transportieren 
zu können. 

Wir ſchrieben den Antragſtellern unter dem 3. Oktober: 

„Wir haben Ihren Antrag auf Zulaſſung einer größeren Traften— 
breite eingehend geprüft und wären auch nicht abgeneigt geweſen, 
dafür einzutreten, daß wenigſtens bei Hochwaſſer die Hölzer in einer 
Breite bis zu 55 m verflößt werden dürfen, wenn wir nicht aus den 
Umfragen, die wir in dieſer Angelegenheit vorgenommen haben, er— 
ſehen hätten, daß wir wohl kaum Unterſtützung finden, wohl aber auf 
energiſchen Widerſtand namentlich ſeitens der Schiffahrtsintereſſenten 
ſtoßen würden. Gegen Ihren Antrag haben ſich nämlich die folgen— 
den Handels vertretungen und Verbände ausgeſprochen: Die Handels— 
kammer zu Bromberg, das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft zu 
Danzig, der Zentralverein für Hebung der Deutſchen Fluß- und Kanal— 
ſchiffahrt und ſogar der Verein Oſtdeutſcher Holzhändler und Holz— 
induſtrieller. Von den Gutachten der genannten Korporationen können 
Sie auf unſerem Geſchäftszimmer Einſicht nehmen. Wenn ſo gewichtige 
Stimmen ſich gegen Ihren Antrag wenden, erſcheint ein Vorgehen 
unſererſeits zwecklos. Wir haben deshalb beſchloſſen, davon abzuſehen, 
die von Ihnen gewünſchte Abänderung des § 9 Abſatz 1 der Polizei— 
Verordnung über die Ausübung der Schiffahrt und Flößerei auf der 
Weichſel und Nogat zu beantragen.“ 


BHochwaſſerſchäden. 


Durch das Hochwaſſer vom 19. September waren verſchiedene 
Traften bei Schillno und Thorn fortgeriſſen und nach Schulitz zu 
weitergetrieben worden, wo ſie große Holzmengen mitgeriſſen haben. 
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Um die abgeſchwommenen Hölzer zu bergen, waren alle verfügbaren 
Arbeitskräfte nach Schulitz gezogen worden. Da nun aber vor dem 
Hochwaſſer zwiſchen Schillno und der Korzenieckämpe viele Traften am 
Ufer feſtgemacht worden waren, das Waſſer aber ſchnell ſank, entſtand 
für dieſe Flöße die Gefahr des Auftrocknens, weshalb es nötig war, 
ſie ſo ſchnell wie möglich vom Ufer wegzuziehen. Da die hierzu nötigen 
Arbeitskräfte nur in ganz ungenügender Zahl vorhanden waren, 
wandten wir uns auf Wunſch verſchiedener Holzhändler und Holz— 
ſpediteure an den Kommandeur des hieſigen Pionierbataillons, der 
auch bereitwilligſt eine Anzahl Pioniere zur Verfügung ſtellte. 
Bergung von Craften im Auterlauf 

der Drewen;. 

Unter dem 14. November wandten wir uns mit nachſtehendem 
Schreiben an den Vorſtand der Thorner Waſſerbauinſpektion: 

„Die Zufuhr von Weichſelholz hat in dieſem Jahre noch die 
ſchon ausnahmsweiſe hohe Zufuhr des Vorjahres überſchritten, und es 
hat ſich daher trotz Erweiterung des Brahnauer Hafens und Ver— 
beſſerung der Schleuſenanlage herausgeſtellt, daß ein erheblicher Teil 
des nach dem Weſten beſtimmten Holzes ſelbſt bei dem denkbar 
günſtigſten Wetter vor Eintritt des Eisgangs nicht in den Hafen ge— 
ſchafft werden kann. Heute ſind bereits 120000 laufende Meter dort 
angemeldet, deren Einſchleuſung ſelbſt bei forciertem Betriebe min— 
deſtens 24 Tage in Anſpruch nehmen wird. Es ergibt ſich daraus 
für die noch nicht angemeldeten Traften die Notwendigkeit, im Strom— 
gebiet der Weichſel zu bleiben, falls ihnen dort bald eine ſichere Unter— 
kunft, ſei es in der Drewenz oder vielleicht auch in der polniſchen 
Weichſel, von der Kgl. Strombauverwaltung angewieſen werden 
kann, oder das Holz auf das Land zu bringen. Da das Auswaſchen 
des Holzes aber längere Zeit in Anſpruch nimmt, beſteht bei den Be— 
ſitzern der erwähnten Traften das dringende Bedürfnis, bald Klarheit 
darüber zu erhalten, wieviele ihrer Traften noch in der Drewenz und 
in der polniſchen Weichſel geborgen werden können. 

Wie uns in einer von verſchiedenen Holzintreſſenten unter— 
ſchriebenen Eingabe mitgeteilt worden iſt, ſind bereits verſchiedene An— 
träge bei der Kgl. Waſſerbauinſpektion eingegangen, doch iſt eine Ent— 
ſcheidung noch nicht getroffen worden. Wir bitten deshalb Ew. Hoch— 
wohlgeboren ganz ergebenſt, möglichſt bald anzuordnen, ob und wie— 
viele Traften in der Drewenz und der polniſchen Weichſel feſtmachen 
dürfen und wann mit dieſer Arbeit begonnen werden kann. Es 
würde von dem Holzhandel, der in dieſem Jahre ſchon jo große 
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Schäden und Störungen erlitten hat, dankbar empfunden werden, 
wenn die Kgl. Waſſerbauinſpektion dem vorhandenen Bedürfnis fo 
weit wie möglich entgegenkommen würde.“ 

Der Beſcheid vom 15. November lautete: 

„Nach § 3 der Polizei-Verordnung vom 14. Februar 1871 iſt 
das Anlegen von Floßholz in der Drewenz während der Zeit vom 
1. Oktober bis zum Wiederaufgehen des Eiſes nur ausnahmsweiſe zu 
geſtatten. Dieſe Ausnahme kann nach meiner Auffaſſung nur dann 
gemacht werden, wenn plötzlich auftretender Eisgang die noch auf dem 
Strom ſchwimmenden Traften überraſcht. Solange daher die Mög— 
lichkeit vorhanden iſt, das Holz ſeinem Beſtimmungsorte näher zu 
bringen oder durch Auswaſchen zu ſichern, vermag ich die Genehmigung 
zum Einſtellen von Holz in die Drewenz nicht zu erteilen. Die 
äußerſte Vorſicht bei Erteilung der Genehmigung iſt auch, wie dem 
Herrn Präſidenten der Handelskammer bekannt iſt, um deswillen ge— 
boten, weil die Eigentümer der Leibitſcher Mühle ihren Betrieb ge— 
fährdet glauben, wenn ein Teil der Drewenz während der Winter— 
monate mit Holz belegt wird. 

Von verſchiedenen Holzſpeditions-Firmen in Thorn ſind im 
Oktober d. J. Anträge auf Einſtellen von mehr als 70 Traften in 
die Drewenz bei mir geſtellt worden. Da nach den von mir ange— 
ſtellten Ermittelungen im günſtigſten Falle nur 10 Traften in der 
Drewenz Aufnahme finden können, ſo habe ich die weitgehenden An— 
träge zunächſt ablehnen müſſen und werde die Genehmigung erſt dann 
erteilen, wenn die in der vorgenannten Polizei-Verordnung zugelaſſene 
Ausnahme in jeder Weiſe gerechtfertigt erſcheint. 

Das Einſtellen von Traften in die polniſche Weichſel kann wegen 
der ungünſtigen Stromverhältniſſe bei Thorn in keinem Falle ge— 
ſtattet werden.“ 

Infolge des günſtigen Wetters iſt es bis jetzt noch nicht erforder— 
lich geworden, Traften in der Drewenz zu bergen. Da aber jetzt nur 
noch 8 Traften oberhalb der Drewenzmündung ſtehen, ſo würden dieſe 
ja beim Anhalten des Eisgangs Unterkunft in der Drewenz finden 
können. 


c. Poſt⸗ und Telephonweſen. 


Briefbeitellung in Thorn. 


Von verſchiedenen Thorner Firmen war darüber Klage geführt 
worden, daß die Briefe ſeit einiger Zeit den Empfängern häufig mit 


erheblicher Verſpätung zugingen. Die Verſpätung wurde in der Haupt 
ſache darauf zurückgeführt, daß die Briefträger ihre Bezirke zu häufig 
wechſeln. Wir wandten uns deshalb an das Poſtamt! und erhielten 
unter dem 7. November nachſtehenden Beſcheid: 

„Die Notwendigkeit, mit den Beſtellern in den einzelnen Be— 
zirken zu wechſeln, ergibt ſich in einer größeren Zahl von Fällen, als 
dortſeits vermutet wird. Das Poſtamt iſt jedoch bemüht, die Nachteile, 
welche ein jeder Tauſch unvermeidlich zur Folge hat, auf das geringſte 
Maß zu beſchränken und fie insbeſondere für das Publikum möglichſt 
wenig fühlbar zu machen. Während des Sommerhalbjahrs mit ſeinen 
zahlreichen Beurlaubungen haben ſich jedoch geringe Härten nicht 
immer abwenden laſſen. Es ſteht zu erwarten, daß während des jetzt 
einſetzenden ſtärkeren Verkehrs die auch dem Poſtamte unerwünſchten 
Verſchiebungen ſeltener eintreten werden.“ 


Feruſprechverkehr in Thorn. 


Das Kaiſerliche Telegraphenamt in Thorn baten wir Ende No— 
vember in folgendem Schreiben um Abſtellung einiger Mißſtände, die 
ſich beim Fernſprechverkehr gezeigt hatten: 

„Im Laufe der letzten Zeit iſt wiederholt bei uns Klage darüber 
geführt worden, daß bei Geſprächen mit anderen Städten die Ver⸗ 
ſtändigung entweder unmöglich oder doch ſehr ſchwer und die herge— 
ſtellte Verbindung daher ohne Nutzen geweſen ſei. Ferner wurde 
über häufige Unterbrechung während der Geſpräche und über andere 
Mißſtände geklagt. Wir ſahen uns daraufhin veranlaßt, bei einer 
größeren Anzahl Thorner Firmen anzufragen, welche Erfahrungen ſie 
in dieſer Richtung gemacht haben. 

Welch lebhaftes Intereſſe für die Angelegenheit vorhanden iſt, 
geht ſchon daraus hervor, daß faſt alle Befragten uns antworteten, 
und die Antworten beſtätigen faſt durchgehend die obenerwähnten 
Klagen. Was zunächſt die Geſpräche mit anderen Städten betrifft, ſo 
ſoll eine Verſtändigung mit den folgenden Orten ſchwer, ja bisweilen 
unmöglich ſein: Berlin, Breslau, Deſſau, Frankfurt a. O, Janowitz, 
Lauenburg i. Pom., Leipzig, Magdeburg, Oppeln, Stettin. 

Dieſe Liſte macht natürlich keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit, 
beweiſt aber jedenfalls, daß die Verbindungen vielfach ungenügend 
ſind. Wir bitten daher das Kaiſerliche Telegraphenamt ergebenſt, eine 
eingehende Prüfung der Fernleitungen vorzunehmen und, wo es not— 
wendig iſt, für Abhilfe zu ſorgen. 


— — — — 
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Uber Herjtellung von Verbindungen, Unterbrechungen der Ge: 
ſpräche u. a. m. find eine ganze Reihe von Beſchwerden vorgetragen 
worden. Wir geſtatten uns, die hauptſächlichſten hier anzuführen: 

1. Die Trennung der Ortsverbindungen erfolgt, ohne daß die 
Teilnehmer über die Gründe der Geſprächsunterbrechung ver— 
ſtändigt werden. 

2. Während eines Geſprächs werden die Teilnehmer durch die 
Frage unterbrochen: „Sprechen Sie noch?“ 

3. Wird kurze Zeit nach Beendigung eines Geſprächs das Amt 
von neuem angerufen, ſo kommt es außerordentlich häufig 
vor, daß ſich das Amt ſelbſt bei wiederholtem Anklingeln 
nicht meldet. 

4. Verſchiedene Leitungen ſcheinen ungenügend iſoliert zu ſein, 
da Geſpräche anderer Teilnehmer mitangehört werden können. 

5. Bei Anrufung des Fernamtes meldet ſich dieſes erſt nach 

längerer Zeit. 

J. Bei Anrufen von außerhalb erfolgt der Anruf vom hieſigen 
Amt lange vorher, ehe der Teilnehmer von außerhalb ſich 
meldet. 

In einem einzelnen Falle iſt es dann noch vorgekommen, daß 
bei Anmeldung eines Ferngeſprächs dem Anmeldenden, der vergeblich 
3 Stunden gewartet hatte, auf Rückfrage mitgeteilt wurde, die be— 
treffende Leitung ſei geſtört. 

Wir würden dem Kaiſerlichen Telegraphenamt dankbar ſein, wenn 
Wohldasſelbe dafür Sorge tragen wollte, daß dieſe Mißſtände bald 
in Wegfall kommen.“ 


= 


3. Zoll- und Steuerweſen. 


Verzollung von Holjtvansporten. 

Ende Juni ſchrieben wir an die Handelskammer zu Oppeln: 

„Nach dem Betriebs-Reglement der Deutſchen Eiſenbahn-Ver— 
waltungen und dem Berner Internationalen Übereinkommen kann bei 
Gütern, die ſich auf dem Wege befinden, der Verfügungsberechtigte 
entweder ſelbſt oder durch einen im Frachtbriefe bezeichneten Bevoll— 
mächtigten der Zollverhandlung beiwohnen und auch die Zollgebühr 
entrichten. In der Regel geſchieht ja dies durch einen Spediteur, der 
aber, da nicht ſelten die Sendungen von den Kunden nicht beſonders 
aviſiert werden, der richtigen Verzollung und Verbrauchung halber 
die Abgangsſtation und den Abſender wiſſen muß. Nun weigert ſich 
aber die Thorner Güterabfertigung, dem beauftragten Spediteur Ein— 
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blick in den Frachtbrief nehmen zu laſſen oder ihm die Abgangsſtation 
und den Abſender zu nennen, und die Folge davon ſind mannigfache 
Mißhelligkeiten und Schwierigkeiten. Die Güterabfertigungsſtelle 
duldet es auch nicht, daß der Zoll, falls er von dem Spediteur aus- 
gelegt wird, auf dem Frachtbriefe nachgenommen werde. 

In den vorliegenden Fällen handelt es ſich ausſchließlich um 
Holztransporte. Da uns nun mitgeteilt wird, daß in Ihrem Bezirke 
die erwähnten Schwierigkeiten nicht beſtehen, daß dort vielmehr den 
Spediteuren ſowohl die Einſichtnahme in die Frachtbriefe als auch die 
Nachnahme des ausgelegten Zolles und ſogar der Proviſion geſtattet 
ſei, ſo fragen wir ergebenſt an, ob dies zutrifft oder ob etwa andere 
Erleichterungen dort zugelaſſen werden.“ 

Die unter dem 29. Auguſt eingehende Antwort lautete: 

„Auf das Schreiben vom 27. Juni d. J. (J-Nr. 1596) deſſen 
Erledigung ſich infolge mehrfacher Rückfragen bis heute verzögert hat, 
teilen wir Ihnen ergebenſt mit, daß in unſerem Bezirke die Be— 
ſtimmungen der Eiſenbahnverkehrsordnung bezw. des Internationalen 
Übereinkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr ebenſo gehandhabt 
werden, wie in Thorn und für hieſige Stationen keinerlei Erleichterungen 
zugeſtanden ſind. Wenn von einzelnen Güterabfertigungsſtellen den 
Spediteuren in der Praxis etwas weitergehende Befugniſſe bei der 
Zollabfertigung eingeräumt werden, ſo liegt das, wie wir ermittelt 
haben, daran, daß die betreffenden Spediteure als Eiſenbahnſpediteure 
der Eiſenbahndirektion gegenüber durch Vertrag zur Wahrung des 
Frachtbriefgeheimniſſes verpflichtet ſind und auch eine nicht unbedeutende 
Kaution haben ſtellen müſſen, an der ſich die Eiſenbahn bei etwa vor— 
kommenden Verſtößen jederzeit ſchadlos halten kann. In einem Falle 
iſt ein ſolcher Spediteur von der Zollbehörde zugleich zum Zwangs 
deklaranten beſtellt und verpflichtet worden. Infolge dieſer Umſtände 
iſt dem in Rede ſtehenden Spediteur auch geſtattet, etwa verlegte 
Zölle uſw. auf Sendungen zu deren Verzollung er beordert wird, 
nachzunehmen. Dieſe jederzeit widerrufliche Vergünſtigung wird Privat— 
ſpediteuren und anderen Perſonen nicht gewährt und das wohl auch 
mit Recht, denn wollte die Eiſenbahn dieſe Befugniſſe jedem beliebigen 
Verfrachter oder deſſen Bevollmächtigten zugeſtehen, ſo würde unſeres 
Erachtens von der Wahrung des Geſchäftsgeheimniſſes wohl kaum noch 
die Rede ſein können.“ 

Offenlegung der Gewerbeſteuerrolle. 

Die Handelskammer zu Frankfurt a. M. überjandteiden preußiſchen 
Handelsvertretungen unter dem 24. Auguſt folgendes Rundſchreiben: 
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„Der § 31 des Gewerbejteuergejeges vom 24. Juni 1891 be— 
ſtimmt, daß die Gewerbeſteuerrolle zur Einſicht der Steuerpflichtigen 
des Veranlagungsbezirks während einer Woche öffentlich auszulegen, 
und daß dieſe Auslegung eine Woche vorher bekannt zu machen iſt. 
Dieſe Beſtimmung hat zu erheblichen Mißſtänden geführt. Wenn auch 
die Einſicht nur den Steuerpflichtigen des Veranlagungsbezirkes ge— 
währt, auch im Einzelnen Vorſorge getroffen iſt, daß eine Verviel— 
fältigung der Liſten nicht geſtattet wird, ſo hat die Vorſchrift doch zur 
Folge gehabt, daß die Veranlagung zur Gewerbeſteuer und damit das 
gewerbliche Einkommen jährlich öffentlich bekannt wird. Namentlich in 
kaufmänniſchen Kreiſen iſt der Mißſtand eingeriſſen, daß über die ver— 
ſchiedenen Gewerbekreiſe förmliche Liſten zuſammengeſtellt werden. 
Dieſe Liſten zirkulieren dann in weiteren Kreiſen und werden vielfach 
ſogar in den Tagesblättern veröffentlicht, ſo daß das gewerbliche Ein— 
kommen des einzelnen Betriebes von Jahr zu Jahr offen liegt und 
der Kontrolle der Konkurrenzunternehmen unterſteht. Daß dies mit 
den erheblichſten Nachteilen für den Kaufmannſtand, wie die In— 
duſtrie verknüpft iſt, bedarf keiner Ausführung. Das intimſte Geſchäfts— 
geheimnis der Gewerbetreibenden wird damit der Offentlichkeit preis— 
gegeben. Da die gewerbliche Veranlagung als Veranlagung eines 
Ertragseinkommens bei dem nach § 22 die Paſſivzinſen nicht einmal 
abzugsfähig ſind, gehandhabt wird, werden oft völlig falſche Schlüſſe 
auf den Reingewinn gezogen. Auch beſteht die Gefahr, daß auf Grund 
der Einſichtnahme der Liſten ſich Konkurrenzunternehmungen bilden, 
die dann vielfach auf falſchen Gewinnſchätzungen baſieren. Ebenſo 
ſchädigend wirkt jene unrichtige Beurteilung auf den Abſatz und den 
Verkehr mit der Kundſchaft. Andererſeits muß es auch als ſchwerer 
Nachteil empfunden werden, wenn der geſchäftliche Mißerfolg eines 
einzelnen Jahres ſofort allgemein bekannt wird, ohne daß doch eine 
genaue Kenntnis des Standes des Unternehmens damit verknüpft 
wäre. Während in den übrigen Steuergeſetzen nach Möglichkeit Vor— 
ſorge für eine geheime und diskrete Abwickelung des Veranlagungs— 
geſchäftes getroffen iſt und ſelbſt im Gewerbeſteuergeſetze (§ 72) die 
unbefugte Offenbarung der erlangten Kenntnis durch die Beteiligten 
unter Strafe geſtellt wird, wird die Geheimhaltung durch die Be— 
ſtimmung des § 31 vollſtändig illuſoriſch. 

Bevor wir in der Angelegenheit weitere Schritte unternehmen, 
erſuchen wir Sie ergebenſt um gefl. Mitteilung, ob die erwähnten Miß— 
ſtände auch in Ihrem Bezirk hervorgetreten ſind und ob auch Ihnen 
eine Abänderung des § 31 des Gewerbeſteuergeſetzes im Sinne einer 
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Beſchränkung oder Beſeitigung der Offenlegung der Gewerbeſteuerrolle 
wünſchenswert erſcheint.“ 

Wir äußerten uns hierzu wie folgt: 

„Wenn auch die Offenlegung der Gewerbeſteuerrolle in unſerem 
Bezirke noch nicht zu Mißſtänden geführt hat, ſo ſind wir doch eben— 
falls der Meinung, daß die Veröffentlichung im Gegenſatz zu allen 
Beſtimmungen ſteht, wonach die Steuerſätze geheim gehalten werden 
ſollen, und daß jedenfalls Mißbrauch mit der durch die öffentliche 
Auslegung erlangten Kenntnis getrieben werden kann. Wir würden 
es daher für genügend halten, wenn dem einzelnen Gewerbetreibenden 
auf ſein Anſuchen hin Auskunft über den ihn betreffenden Steuerſatz 
gegeben werden würde. 

Allerdings dürfte es dann auch nicht mehr geſtattet werden, daß 
Liſten der zur Handelskammer Wahlberechtigten mit den Gewerbeſteuer— 
ſätzen oder den auf dieſen beruhenden Handelskammerbeiträgen ver— 
öffentlicht würden.“ 


Beſteuerung ausländiſcher Bolzhändler. 


Eine Anfrage des Vorſitzenden der Einkommenſteuer-Veranlagungs— 
Kommiſſion des Stadtkreiſes Thorn gab uns Veranlaſſung zu folgen— 
der Darſtellung über die Abwickelung der Geſchäfte ſeitens der ſich 
während der Holzſaiſon hier aufhaltenden ausländiſchen Holzhändler: 

„Es iſt dabei zu unterſcheiden zwiſchen den Geſchäften die bereits 
in Rußland abgeſchloſſen waren, und denjenigen, die diesſeits der 
Grenze abgeſchloſſen werden. Waren die Hölzer bereits in Rußland 
verkauft, ſo beſteht die Tätigkeit der ruſſiſchen Holzhändler hier nur 
noch in der Empfangnahme des Geldes oder der Wechſel, welch letztere 
ſie denn auch in Deutſchland weiterbegeben. Hierzu wäre jedoch ein 
Aufenthalt in Thorn nicht unbedingt erforderlich. 

Werden die Hölzer erſt in Preußen verkauft, ſo geſchieht dies 
zwar durchweg durch Vermittelung von Kommiſſionären, doch greift 
auch der ruſſiſche Holzhändler handelnd und beeinfluſſend in den Ge— 
ſchäftsgang ein. In der Regel haben übrigens nicht die ausländiſchen 
Holzkaufleute eigene Kommiſſionäre, ſondern die deutſchen Käufer 
ſenden ihre Kommiſſionäre hierher, um die Hölzer zu beſichtigen und 
zu kaufen. Die Geſchäfte wickeln ſich aber nun keineswegs derart ab, 
daß die von den ruſſiſchen Verkäufern den Kommiſſionären aufgege— 
benen Preiſe und ſonſtigen Abſchlußbedingungen einfach angenommen 
oder abgelehnt würden, ſondern es finden Verhandlungen zwiſchen. 
den Parteien ſtatt, wobei der ausländiſche Händler durch Preisnachlaß 
Feſtſetzung der Zahlungsbedingungen uſw. direkt handelnd eingreift. 
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Ebenſo trifft er auch Anordnungen für die Vermeſſung und die Ab— 
lieferung der Hölzer, wenn er ſich dabei auch eines Spediteurs bedient. 
Schließlich iſt er auch bei der Rechnungslegung tätig, und er nimmt 
auch, ebenſo wie bei den bereits im Auslande erfolgten Verkäufen, 
das Geld oder die ſonſtigen Zahlungsmittel in Empfang. 

Die ausländiſchen Holzhändler nehmen alſo keineswegs nur eine 
beobachtende Stellung ihren Geſchäſten gegenüber bei ihren Aufent— 
halt in Preußen ein, ſondern ſie halten ſich hier zweifellos auch des 
Erwerbes wegen auf.“ 

Erhebung des Frachturkundenſtempels. 

In einem Rundſchreiben des Deutſchen Handelstags vom 15. 
September heißt es: 

„Die Handelskammer zu Konſtanz richtete am 30. Auguſt folgen— 
des Schreiben an den Deutſchen Handelstag: „Von den Handelsfirmen 
unſeres Kammerbezirkes, insbeſondere von den Kohlenhandlungen wird 
als äußerſt ſchädigend empfunden, daß die Frachturkundenſteuer auch 
im ſogenannten Reexpeditionsverfahren erhoben wird. Dieſes Ver— 
fahren beſteht darin, daß die von auswärts bezogenen Wagenladungen, 
über welche meiſtens vor Abgehen an ihrem Verſendungsort bezüglich 
ihrer endgiltigen Verwendung noch keine Dispoſitionen getroffen 
werden können, gleich nach Eintreffen nach dem Ausland weitergeleitet 
werden. Hierzu iſt natürlich die Ausſtellung eines neuen Frachtbriefes 
notwendig, für welchen dann nochmals die Abgabe entrichtet werden 
muß. Bei den Sendungen, die von Konſtanz aus nach der Schweiz 
weitergehen, iſt die nochmalige Abgabeerhebung um ſo befremdender, 
als für ſie ein ſchweizeriſches Frachtbriefformular Verwendung findet, 
das lediglich den Abgangsſtempel von der badiſchen Güterabfertigung 
erhält. 

Von dieſer Doppelbeſteuerung werden unſere Handelsfirmen 
empfindlich betroffen, denn die ausländiſchen Abnehmer weigern ſich 
natürlich, auch nur einen Teil der Steuer zu übernehmen. Da nun 
dieſe Doppelbeſteuerung ein und derſelben Sendung kaum im Sinne 
des Geſetzgebers gelegen fein dürfte und wahrſcheinlich das Reexpeditions- 
verfahren bei Erlaß des Geſetzes vollſtändig außer acht gelaſſen wurde, 
ſollte eine Beſtimmung getroffen werden, nach welcher das Fracht— 
urkundenſtempelſteuergeſetz in dem genannten Verfahren keine An— 
wendung findet. Wir bitten den verehrl. Deutſchen Handelstag, nach— 
dem jedenfalls auch andererſeits Klagen in der angegebenen Richtung 

beſtehen, darauf hinwirken zu wollen, daß unſerem Antrage entſprechend 
eine Entſcheidung getroffen werde.“ 
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Die Angelegenheit ijt der Kommiſſion betreffend Verkehr zur 
Beratung in der am 5. und 6. November ſtattfindenden Sitzung 
überwieſen worden. 

Diejenigen Mitglieder des Deutſchen Handelstags, die 
über ähnliche Klagen wie Konſtanz zu berichten haben, 
werden gebeten, dem Deutſchen Handelstag davon Mit— 
teilung zu machen. 

Wir erwiderten darauf unter dem 31. Oktober: 

„Wir können die Klagen der Handelskammer zu Konſtanz für 
unſern Bezirk nur beſtätigen. Bei allen Sendungen, die nach Ruß— 
land gehen ſollen und auf Thorn tranſito geſtellt ſind, iſt die doppelte 
Zahlung des Frachturkundenſtempels nötig und ebenſo für die Einfuhr 
ruſſiſcher Kleie, wenn dieſe nach dem Thorner Tranſittarif verfrachtet 
wird. In beiden Fällen geben die ruſſiſchen Grenzverhältniſſe die 
Veranlaſſung, die Waren im gebrochenen Verkehr gehen zu laſſen, und 
es ijt eine Unbilligkeit, die Verfrachter bei den beſtehenden Schwierig— 
keiten noch mit der doppelten Zahlung des Frachturkundenſtempels zu 
belegen. Wir bitten daher den Deutſchen Handelstag ergebenſt baldigſt 
darauf hinzuwirken, daß dieſe ungerechte Beſteuerung beſeitigt werde. 
Wir können uns nur der Handelskammer zu Berlin anſchließen, wenn 
dieſe in ihrer dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten mit dem 
3. Oktober überſandten Eingabe bittet, daß bei Reexpeditionen die 
zweite Beförderung nicht zur Zahlung des vollen Stempelbetrages 
herangezogen, ſondern der einmaligen Stempelberechnung der Geſamt— 
frachtſatz von der erſten Aufgabeſtation bis zum letzten Beſtimmungsort 
zugrunde gelegt werde.“ 


4. Verkehr mit Nußland. 


verwiegung der über Alexandrowo 
eingehenden Futtermittelſendungen. 


Ende September ſchrieben wir an die Kgl. Eiſenbahn-Direktion 
zu Bromberg: 

„In der Beſprechung vom 22. Juni d. Js. haben die beteiligten 
Eiſenbahn-Verwaltungen ſich vorbehaltlich der Genehmigung ihrer 
Aufſichtsbehörden einverſtanden erklärt, daß die Verwiegung der Futter— 
mittelſendungen künftig in Ottlotſchin ſtattfinden ſolle. Es wäre nun 
von Intereſſe für uns zu erfahren, ob die beiderſeitigen Aufſichts— 
behörden ihr Einverſtändnis erklärt haben und ob Ausſicht vorhanden 
iſt, daß das neue Verfahren bald in Kraft trete. Für eine gefällige 
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Auskunft hierüber würden wir der Kgl. Eiſenbahn Direktion zu ver— 
bindlichſtem Danke verpflichtet ſein.“ 

Uns wurde darauf erwidert: 

„Die beiderſeitigen Aufſichtsbehörden haben ihr Einverſtändnis 
zur Einführung des neuen Ottlotſchiner Wiege- und Entſchädigungs— 
verfahrens erteilt, und wird demnächſt mit der Anlage der erforderlich 
gewordenen Gleiswage in Ottlotſchin ſowie der Erweiterung der Gleiſe 
begonnen werden. Von wann ab das neue Verfahren in Kraft treten 
wird, vermögen wir noch nicht beſtimmt anzugeben. 

Im übrigen teilen wir Ihnen jchon jetzt mit, daß der Herr 
Miniſter auf unſern Vorſchlag die Erhebung der ermäßigten Wiege— 
gebühr von 50 Pf. für jeden beladenen und leer verwogenen Wagen 
genehmigt hat, obgleich die ſehr erheblichen Koſten für die Erweiterungs— 
anlagen auf Bahnhof Ottlotſchin und für die Einſtellung neuen 
Perſonals in Ottlotſchin und Thorn durch die Einnahmen aus der 
Verwiegung bei weitem nicht ausreichend verzinſt werden.“ 

Kürzlich iſt uns nun mitgeteilt worden, daß das neue Verfahren 
vorausſichtlich am 15. Februar in Kraft treten werde. 


Einfuhr landwirtſchaftlicher Majchinen 


nach Außland über Sollämter 

1. und Il. Klaſſe. 

Auf unſer im letzten Bericht angeführtes Schreiben erhielten wir 
von dem ruſſiſchen Konſul unter dem 28. Auguſt folgende Antwort: 

„Auf das von mir dem Zolldepartement zu St. Petersburg 
überreichte Schreiben der Handelskammer zu Thorn vom 14. Juni d. I., 
Nr. 1503, erhielt ich vom genannten Departement den Auftrag sub 
Nr. 19073 vom 12./25. Auguſt d. J. der Handelskammer mitzuteilen, 
daß an demſelben Tage dem Chef des Warſchauer Zollbezirks folgende 
Erklärung gegeben worden iſt. 

Gegenwärtig können nachſtehend genannte landwirtſchaftliche 
Maſchinen und Geräte ohne Zuziehung eines Sachverſtändigen, der 
mit beſonderer Genehmigung von den Zollkammern J. Klaſſe abkom— 
mandiert würde, durch die Zollkammern II. und III. Klaſſe eingeführt 
werden: Hakenpflüge, Pflüge, Schaufelpflüge (Kultivatoren, Extipatoren), 
Eggen, Häufelpflüge (mit 2 Streichbrettern), Gäthaken, Schollenbrecher, 
Erdhaufenſchneider, Wieſenſtecher, Drehlinge, Pferdefeldrollen, Pferde— 
und Handharken, Häckerlingsbänke, mit Ausnahme der Reſerveteile der 
Maſchinen (Zirkular Nr. 633 vom 13. Januar 1898) und Maſchinen 
und Geräte, die in zerlegtem Zuſtande eingeführt werden (Zirkular 
Nr. 2011 vom 29. Januar 1898); die übrigen landwirtſchaftlichen 
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Maſchinen und Geräte können durch die fraglichen Zollkammern mit 
jedesmaliger beſonderer Genehmigung des Finanzminiſteriums und 
unter Abkommandierung eines Sachverſtändigen zur Prüfung, auf 
Koſten des Interreſſenten, aus der nächſten Zollkammer I. Klaſſe, ein- 
geführt werden. 

Gleichzeitig iſt derſelbe Chef des Zollweſens in Warſchau benach— 
richtigt worden, daß die Einfuhr der Kochſalze durch die Zollkammern 
II. und III. Klaſſe ohne Zuziehung eines Sachverſtändigen, auf Grund 
des § 7 des 4. Teils des Schlußprotokolls zum Ruſſiſch Deutſchen 
Handelsvertrage und der Vervollſtändigungskonvention vom 15.28. 
Juli 1904, unter der Bedingung geſtattet werden kann, daß die aus 
dem Auslande einzuführenden Salze zum perſönlichen Gebrauch der 
einführenden Perſonen beſtimmt ſeien, nicht für den Handel, und daß 
der Satz der dafür zu entrichtenden Zölle, in jedem Falle der Einfuhr, 
nicht 15 Rubel überſchreitet. 

Das Zolldepartement fügt noch hinzu, daß die Einfuhr landwirt— 
ſchaftlicher Maſchinen und Geräte der übrigen Kategorien, welche in 
dem Zirkular des Zolldepartements vom 31. Januar 1900 Nr. 2154 
erwähnt ſind, durch die Zollkammern der II. und III. Klaſſe und Zoll— 
einnahmeſtellen (Saſtawy) laut der Ruſſiſch-Deutſchen Konvention 
vom 15./28. Juli 1904, nicht vor dem 1. Januar 1907 erfolgen kann.“ 


Warenverzollung in Außland. 


Ende Oktober ſchrieb uns die Kgl. Eiſenbahn-Direktion zu 
Bromberg: 

„Das ruſſiſche Zolldepartement läßt ſeit September 1904 die 
Beſichtigung und Verzollung ausländiſcher Waren auf Grund der per 
Poſt einzuſendenden ausländiſchen Fakturen und Spezifikationen zu. 
Dieſe Vergünſtigung gilt zunächſt nur für die ruſſiſchen Binnen- und 
Hafenzollämter in Moskau, St. Petersburg, Odeſſa, Riga und Reval. 
Es iſt angeregt worden, dieſe Erleichterungen auch auf die deutſch— 
ruſſiſchen Grenzzollämter Wirballen, Wlexandrowo und Sosnowice 
auszudehnen. Als bemerkenswert muß aber hervorgehoben werden, 
daß das Publikum von der erleichternden Einrichtung beiſpielsweiſe 
auf dem Hauptzollamt in Moskau bisher wenig Gebrauch gemacht 
hat. Bevor daher der Einführung dieſer Maßnahme für die vorbe— 
zeichneten Grenzzollämter näher getreten werden kann, erſuchen wir um 
gutachtliche Außerung ergebenſt, ob ein Bedürfnis zur Einführung 
dieſes Verfahrens anerkannt werden kann. 

Wir bemerken noch, daß die weniger bedeutenden Einfuhrämter 
Grajewo und Mlawa für dieſe Maßnahme nicht in Ausſicht genommen 
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Jind, da, wie die Vertreter der ruſſiſchen Staatsbahnen erklärten, das 
dort vorhandene Abfertigungsperſonal für die dadurch verurſachte 
Mehrarbeit nicht ausreichen würde.“ 

Wir erwiderten unter dem 15. November: 

„Wenn das ruſſiſche Zolldepartement die Beſichtigung und Ver— 
zollung ausländiſcher Waren auf Grund der durch die Poſt einzu— 
ſendenden ausländiſchen Fakturen und Spezifikationen auch für die 
Grenzzollämter in Wirballen, Alexandrowo und Sosnowice zulaſſen 
will, ſo können wir dieſe Abſicht nur begrüßen, denn jedenfalls liegt 
darin eine Erleichterung des Abfertigungsverkehrs. Von dieſer Er— 
leichterung wird ja allerdings nur in gewiſſen Fällen Gebrauch gemacht 
werden, denn die Deklarationen bei den ruſſiſchen Zollämtern müſſen 
in ſehr genauer, mit dem komplizierten ruſſiſchen Zolltarife überein— 
ſtimmender Weiſe abgegeben werden, weshalb vielfach die Vermittelung 
eines Grenzſpediteurs nicht entbehrt werden kann. Immerhin gibt es 
zahlreiche Waren, für die die Deklaration einfacher Natur iſt, auch 
lernt der deutſche Verſender, der wiederholt die gleiche Ware nach 
Rußland ausführt, ſelbſt in komplizierten Fällen die richtige Deklaration 
allmählich kennen, ſo daß er von der Erleichterung der Verzollung 
Gebrauch machen kann. 

Wir bitten daher die Kgl. Eiſenbahn Direktion ergebenſt, ſich für 
die Ausdehnung des fraglichen Verfahrens auf die Grenzzollämter 
Wirballen, Alexandrowo und Sosnowice auszuſprechen.“ 


III. Verſchiedenes. 


Beſtellung von Geldbriefen und 
Poſtanweiſungen an den Sonn⸗ 


und Feiertagen. 


„Nach einer Verfügung des Reichs-Poſtamts kommt vom No— 
vember d. J. ab bei ſämtlichen Poſtanſtalten — abgeſehen von den 
durch Eilboten abzutragenden Sendungen an den Sonn- und 
Feiertagen die Beſtellung von Geldbriefen und Poſtanweiſungen ver— 
ſuchsweiſe in Wegfall. 

Den Geldempfängern, die regelmäßig ihre Sendungen abholen, 
iſt die Abholung an den Sonntagen uſw. während der Schalterdienſt— 
ſtunden auch fernerhin geſtattet. Auch können ſolche Perſonen, die 
an Werktagen Geldbriefe und Poſtanweiſungen im Wege der Beſtellung 
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erhalten, dieſe Sendungen an Sonntagen uſw. am Poſtſchalter ab- 
holen, vorbehaltlich des Widerrufs für den Fall, daß aus zu umfang— 
reicher Abholung weſentliche Unzuträglichkeiten entſtehen ſollten. 

Für diejenigen Fälle, in denen ein Feiertag auf einen Sonn— 
abend oder einen Montag fällt, ſind die Poſtanſtalten des diesſeitigen 
Geſchäftsbereichs angewieſen, die Geldbeſtellung ſtets an dem zweiten 
Tage, alſo dem auf den Feiertag bezw. Sonntag folgenden Sonntage 
oder Montage auszuführen.“ 

Belgijche Einhundert Franken⸗Aoten. 

„Nach einer Mitteilung des Kaiſerlich Deutſchen Generalkonſulats 
zu Antwerpen hat die Belgiſche Nationalbank beſchloſſen, nachdem der 
Druck der neuen, vierfarbigen Einhundert Franken-Noten genügend 
vorgeſchritten iſt, die im Januar d. J. ausgegebenen proviſoriſchen 
Billetts mit den in rotbraun gedruckten Worten „Cent Francs“ zu— 
rückzuziehen, und da die Direktion ferner Gründe zu der Annahme 
hat, daß Verſuche zur Fälſchung auch dieſer proviſoriſchen Banknoten 
gemacht worden ſind, ſich veranlaßt ſieht, den Umlauf der letzteren 
gänzlich anzuhalten. Sie erſucht daher um deren bald mögliche Ein— 
wechſelung gegen neue Einhundert Franken-Noten oder gegen die— 
jenigen alten Stils, welche den ſchwarzen Aufdruck „Cent Francs“ 
tragen.“ 

Eröffnung von Aeichsbanknebenſtellen. 

In den Monaten Auguſt, September und Oktober ſind in fol— 
genden Städten Reichsbanknebenſtellen mit Kaſſeneinrichtung und 
beſchränktem Giroverkehr eröffnet worden. 


don, Sx ft abhängig von 
i Auguſt] Bühl (Baden) Reichsbankſtelle Karlsruhe. 

9 Staßfurt Reichsbankhauptſtelle Magdeburg. 
= 5 Ahlen (Weſtfalen) Reichsbankſtelle Hamm (Weſtf.) 


Ditton Minden (Bz. Arnsberg) Reichsbankhauptſtelle Dortmund. 
29. Sept. | Tarnowiß Reichsbankſtelle Gleiwitz. 

1. Oktober Ogladen 5 Remſcheid. 

Barat) Rajtatt 5 Karlsruhe (Baden). 
Br Northeim (Hannover) it Kaſſel. 

i Eisleben 1 Halle. 


188 ts, Cham (Oberpfalz) N: Nürnberg. 
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IV. Die Lage der einzelnen Geſchäftszweige. 


In unſerem letzten Bericht führten wir aus, daß die neue Ernte 
nach Menge und Beſchaffenheit den Erwartungen entſprach. Dieſes 
Urteil müſſen wir doch, nachdem die weiteren Erdruſchreſultate bekannt 
geworden ſind, etwas einſchränken. Wenn auch, was Weizen und 
Roggen angeht, die Qualitäten infolge des trockenen Erntewetters gut 
waren, ſo war dagegen der Ertrag nicht befriedigend, namentlich 
ſchüttete Roggen recht ſchlecht. Als die erſten Zufuhren von Weizen 
an den Markt kamen, waren die Preiſe recht gut, denn es wurden 
175 Mark für die Tonne bezahlt. Allmählich gingen jedoch die Preiſe 
herab, und ſelbſt die durch die Hackfruchternte bedingte geringe Zufuhr 
konnte zur Aufbeſſerung der Preiſe, die ſchließlich bis auf 167—170 
Mark herabgingen, nichts beitragen. Erſt im Laufe des Oktobers iſt 
beſſere Kaufluſt bei ſtetiger Notiz eingetreten. Von einem Export in 
Weizen wird uns von keiner Seite berichtet, und es ſcheint hiernach, 
daß unſere Mühlen die Hauptabnehmer geweſen ſind. 

Bei Roggen gingen die Preiſe, als man ſich über den geringen 
Ertrag nicht mehr täuſchen konnte und gleichzeitig der Export einſetzte, 
ſchnell in die Höhe, ſo daß man jetzt 155 Mark für die Tonne erzielt. 
Es iſt verhältnismäßig viel exportiert worden, namentlich nach Nor— 
wegen und Finland, und da auch das Proviantamt zu hohen Preiſen 
einkaufte, ſo erhielt die Preisbildung eine feſte Stütze. 

Bei Gerſte war der Ertrag recht gut, dagegen war die Qualität 
nicht durchweg befriedigend. Zwar wird von einzelnen Berichterſtattern 
von einer ſchönen und gegen das Vorjahr geradezu hervorragenden 
Beſchaffenheit der Gerſte geſprochen, doch hört man auch wieder Klagen 
darüber, daß durch das trockene Wetter die Gerſte frühreif wurde und 
daher viele dünne Körner aufweiſe. Doch ſcheinen dies, wie die hohen 
Preiſe und der gute Abſatz beweiſt, nur Ausnahmen geweſen zu ſein. 
Es wurde viel Gerſte nach der Elbe, Thüringen und Königsberg ver— 
ſandt, auch waren die Provinzbrauereien gute Abnehmer. Dagegen 
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iſt inländiſche Ware nach Petersburg nicht gehandelt worden, weil 
dem die Zollverhältniſſe entgegenſtehen. Wohl aber hat man polniſche 
Gerſte über Danzig tranſito nach Petersburg, und zwar in ziemlichen 
Mengen, verkaufen können. Eine Verzollung polniſcher Gerſte iſt nur 
vereinzelt bei ſehr guten Qualitäten vorgekommen, die hier höher be— 
wertet wurden und daher den Zoll ertragen konnten. Futtergerſte, 
für die ja nur 13 Mark an Zoll zu zahlen iſt, wurde dagegen in 
großen Poſten eingeführt, und es dürfte ſelten ſo viel Futtergerſte in 
der hieſigen Gegend geblieben ſein wie in dieſem Jahre. 

Hafer iſt zufriedenſtellend geerntet worden, wenn auch ein Teil 
noch verregnete und daher ſchlechtere Farbe zeigte. Die Preiſe ſtiegen 
von 148 bis auf 155 Mark. Es iſt viel über Danzig verſchifft worden, 
und auch das Proviantamt trat bald als Käufer auf, ſo daß die 
Preiſe hoch blieben. 

Gemenge iſt gut geerntet worden, und da auch Grünfutter und 
Heu reichlich eingefahren waren, ſo war der Abſatz in ſonſtigen 
Futtermitteln ſchwierig. 

Bis zur neuen Ernte litt unſere Müllerei unter der ſchlechten 
Qualität des vorjährigen Getreides, Roggen wie auch Weizen. Man 
mußte teilweiſe darauf verzichten, das Mehl auf weite Entfernungen 
zu verladen, da es zu leicht in der damaligen Jahreszeit verderben 
konnte. Roggenmehl vertrug trotz des ſtarken Auswuchſes noch beſſer 
das Lager wie Weizenmehl, das bei allen Mühlen, welche Läger 
hatten, leicht Dumpfgeruch annahm. Dazu kam noch, daß infolge der 
Knappheit von Weizen im Juli alles, was nur den Namen Weizen 
trug, zu jedem Preiſe gekauft wurde, um nur die Mühle nicht ſtill zu 
legen. Der Nutzen war im Weizenmehlgeſchäft ſehr klein und deckte 
kaum die Selbſtkoſten, dagegen war die Roggenmüllerei ganz rentabel. 

Die neue Ernte, die in dieſem Jahre ſehr früh einſetzte, brachte 
ſchöne Qualitäten, ſowohl in Roggen wie auch in Weizen und be— 
rechtigte daher zu günſtigen Erwartungen auf Rentabilität der Mühlen. 
Die Preiſe, die für Roggen gezahlt wurden, waren derartige, daß man 
mit Nutzen nach allen Gegenden Deutſchlands, namentlich Roggenmehl 
verkaufen konnte. Für Weizen waren die Forderungen hoch und 
wurden dadurch, daß alle Mühlenläger geräumt waren und gefüllt 
werden mußten, noch längere Zeit ſo hoch gehalten, daß ein Abſatz 
von Weizenmehl auf größere Entfernungen unmöglich wurde. Dagegen 
iſt die in der Herbſtbeſtellzeit und während der Zuckerrübenernte in 
anderen Jahren ſich bemerkbar machende Knappheit bei anziehenden 
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Weizen erheblich leichter und billiger, als im Auguſt und September, 
welche Monate gewöhnlich das ſtärkſte Angebot und die billigſten 
Preiſe bringen. 

Das Mehlgeſchäft bewegte ſich recht ſchleppend, da unſere immer 
noch verhältnismäßig hohen Weizenpreiſe ein Rendement nach aus— 
wärts ſchwer zulaſſen. 

Auch das Geſchäft in Roggenmehl wurde bald ungünſtig, da 
der Export jedes erreichbare Quantum aufnahm und die Preiſe um 
15,00 — 20,00 Mark für die Tonne in die Höhe trieb. Infolgedeſſen 
hatten die Mühlen von der guten Ernte ſo gut wie keinen Nutzen, 
da die Mehlpreiſe nicht annähernd mit den Getreidepreiſen Schritt 
hielten. Erſt das in letzter Zeit eintretende Angebot von Südrußland 
bewirkte ein Abflauen des Exportbegehres in deutſchem Roggen, ſowie 
einen Rückgang der Preiſe auf den größeren Märkten. Leider konnten 
die Mühlen aber am hieſigen Platze von dem ſonſt allgemein einge— 
tretenen Preisrückgang für Rohmaterial nicht profitieren, denn das 
Proviantamt Thorn ſteigerte auf einmal ohne jeden erſichtlichen Grund 
ſeinen Einkaufspreis für Roggen bis auf 160 Mk. für die Tonne, welchen 
es direkt den Beſitzern bezahlt und wodurch es erreichte, daß der 
Lokaleinkauf ſowohl den Mühlen als auch dem Handel hieſiger Gegend 
vollſtändig entzogen wurde. So kommt es, daß die Mühlen, die in 
der getreidereichſten Gegend Deutſchlands ſitzen, zugleich auch die 
höchſten Roggennotizen zur Seite haben und den Roggen von abge— 
legenen Plätzen beziehen müſſen, um billiger zu kaufen als zu Hauſe 
und um nur einigermaßen Rendement zu finden. 

Erſchwert wird das Roggenmehlgeſchäft noch durch die un— 
günſtigen Waſſerverhältniſſe auf dem Rhein, deſſen Rhedereien jetzt 
keine Güter abnehmen, ſo daß die verkauften Waren teils unterwegs, 
teils zu Hauſe lagern und Zinſen und ſonſtige Verluſte verurſachen. 

Die in unſerm jüngſten Bericht ausgeſprochene Befürchtung, daß 
uns auch in dieſem Jahre wieder das nördliche Rußland wegen ſeiner 
ſchlechten Ernteergebniſſe im Stich laſſen werde, iſt leider zur Wahrheit 
geworden. Es iſt dies für unſeren Platz um ſo härter, als die Gou— 
vernements im Wolgagebiet auch als Konkurrenten im ſüdlichen Ruß— 
land auftreten, wodurch die ruſſiſchen Forderungen derartig in die 
Höhe geſchraubt ſind, daß ſie hierher nur ſchwer Rechnung geben. 
Infolgedeſſen war das Geſchäft in Kleie während des jetzigen Berichts— 
quartals ſchwierig und wenig lohnend, zumal da infolge der günſtigen 
Futterernte der Bedarf in hieſiger Gegend nicht ſo groß war wie in 
den Vorjahren. Es wurden natürlich alle Anſtrengungen gemacht, 
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Bezüge aus Rußland zu ermöglichen, doch mußte mit einem ſehr ge- 
ringen Nutzen gehandelt werden. Wegen der Schwierigkeit der Bezüge 
aus dem eigentlichen Rußland war man allerſeits genötigt, auf 
polniſche Kleie zurückzugreifen, die man ſonſt wegen der Unreellität 
der Lieferanten ungern bezog. Die natürliche Folge dieſer allgemeinen 
Nachfrage war eine Preisſteigerung in Polen, demgemäß eine Herab— 
drückung des Nutzens auch bei dieſen Waren. Trotz nicht übermäßig 
ſtarker Zufuhr war der Abſatz in Kleie zeitweiſe recht ſchwach, und es 
bildeten ſich dann hier größere Läger, von denen ein Teil erſt wieder 
zu Zeiten ſchwächerer Zufuhren Verwendung gefunden hat. Nennens— 
werte Preisſchwankungen waren allerdings während des letzten Viertel— 
jahres kaum zu verzeichnen. Rückſchläge während der Perioden etwas 
ſtärkerer Zufuhren wurden wieder zu Zeiten ſchwächeren Angebots 
ausgeglichen. — In allerjüngſter Zeit erhöhte Rußland ſeine an ſich 
ſchon hohen Forderungen von Neuem. Bezüge konnten nur unter 
größten Anſtrengungen gemacht werden, die Zufuhren ließen etwas 
nach, und es war den Lagerinhabern infolge der etwas beſſeren Nach— 
frage und der damit verbundenen kleinen Preisſteigerung möglich, ſich 
von einem Teil der eingelagerten Ware freizumachen. Im allgemeinen 
aber befindet ſich das Geſchäft in Kleie in gedrückter Lage, und es 
droht ihm ein neuer Schlag dadurch, daß die ruſſiſchen Bahnen vom 
1. Januar a. St. ab den Frachttarif um 10 9% erhöhen, wodurch die 
früher gemachten Schlüſſe auf das nächſte Jahr um dieſen Prozentſatz 
verteuert werden und die Bezüge aus Rußland ſich ſchwieriger ge— 
ſtalten. Aber auch die deutſchen Bahnen planen für gewiſſe Kleie— 
ſorten eine Tariferhöhung, und zwar ſollen die mehlhaltigeren Waren 
von dem bisherigen Spezialtarif Ill in den Spezialtarif I verſetzt 
werden. Dieſer Vorſchlag geht von dem bayriſchen Müllerverbande 
aus, der ſich am liebſten mit einer chineſiſchen Mauer umgeben und 
auswärtige Fabrikate von Bayern fern halten möchte. Es mag zu— 
gegeben werden, daß ganz untergeordnete Mehle vereinzelt unvermiſcht 
oder mit Kleie vermiſcht unter der Deklaration „Kleie“ zum Spezial— 
tarif II verfrachtet worden ſind, aber der Nachweis dürfte ſchwer fein, 
daß dieſe geringen Qualitäten zu andern Zwecken als zu Viehfutter 
verwandt worden ſind. Den Hauptnachteil etwaiger Frachterhöhung 
müßte die Landwirtſchaft tragen, welche die für die Maſtung nötigen 
mehlreichen Kleien entweder entbehren oder zu höheren Preiſen an— 
ſchaffen müßte. Aber unſerer Anſicht nach könnte die Bahnverwaltung 
ſich vor Übervorteilung durch das Verbot, untergeordnete Mehle als 
Kleie zu deklarieren, und durch Androhung von Strafen bei Über— 
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tretung dieſes Verbotes genügend ſchützen, und es wäre nicht not: 
wendig, den legitimen Handel, der an ſich ſchon um ſeine Exiſtenz 
ſchwer zu ringen hat, jetzt noch immer weiter zu belaſten. 

Das Geſchäft in Olkuchen war ziemlich lebhaft. Die Preiſe 
konnten ihre frühere Höhe gut behaupten, weil andauernd gute Frage 
für alle Sorten Kuchen herrſchte. Die ruſſiſchen Forderungen auch 
für dieſen Artikel waren andauernd ſehr hoch und erſchwerten das Ge— 
ſchäft. Da aber die ruſſiſche Landwirtſchaft ſpeziell für Kuchen wenig 
Intereſſe hat, ſo waren doch Bezüge möglich, wenn auch der Nutzen 
den Anſtrengungen zur Herbeiſchaffung von Ware nicht entſprochen hat. 

Leider beginnt in Rußland wieder Otſchered, und es werden ſo— 
gar auf verſchiedenen Stationen Transporte für Alexandrowo nicht 
angenommen. Ob dieſer traurige Zuſtand wieder große Ausdehnung 
gewinnen wird, läßt ſich natürlich heute nicht ſagen. Daß aber das 
hieſige Geſchäft unter dieſen Umſtänden ungemein leidet, iſt ſchon in 
früheren Berichten des längeren auseinandergeſetzt worden. Tatſache 
iſt aber, daß jetzt ſchon wieder Königsberg von den ruſſiſchen Bahnen 
außerordentlich bevorzugt wird, denn dahin werden die Güter faſt 
ohne Unterbrechung befördert, während die Transportmittel nach 
Alexandrowo nur in geringem Maße vorhanden zu ſein ſcheinen. 

Wie weit die ſeit dem 28. Oktober eröffnete Strecke Kaliſch— 
Skalmierczyce auf das hieſige Geſchäft von Einfluß ſein wird, läßt 
ſich augenblicklich noch nicht feſtſtellen. Hoffentlich wird der Nachteil 
für Thorn nicht ſo groß ſein, wie anfangs angenommen worden iſt. 


Diinges Die Umſätze an Düngemitteln bewegten ſich in den Monaten 
mittel- Auguſt, September, Oktober d. J. in ungefähr denſelben Grenzen 
handel. wie in der gleichen Zeit des Vorjahres. Nur in Superphosphat war 
ein etwas größerer Abzug zu verzeichnen, indem ſolches ſtärker nach 
Rußland ging. Die dortigen Fabriken waren durch Unruhen und 
Streiks gehindert worden, ausreichend Superphosphat herzuſtellen, ſo 
daß die Fehlmenge in Deutſchland gedeckt werden mußte. 
woll⸗ Wolle iſt in der Berichtszeit wenig gehandelt worden. Die 
handel. Preiſe gingen Anfangs langſam zurück, haben ſich aber ſpäterhin er— 
holt und zeigen eine ſehr feſte Tendenz. 
Suckers und Über die Zucker- und Spiritusfabrikation konnten uns Berichte 


Spiritus» über das letzte Vierteljahr nicht erſtattet werden, da in beiden Induſtrie— 
fabrikation zweigen die Kampagne erſt im Laufe des Oktobers begonnen hat. 


In der Likörfabrikation iſt eine Anderung gegen die vergangene 


Wie wir bereits berichteten, haben ſich die Brauereien zuſammen- Bier 
getan, um die durch die Brauſteuererhöhung vergrößerten Unkoſten branes 
auf ihre Kunden abzuwälzen. Die geſtiegenen Gerſtenpreiſe trugen veien. 
das ihrige dazu bei, die Brauereien zuſammenzuhalten, und ſo iſt 
denn, wenigſtens in unſerem Bezirk, die Bierpreiserhöhung durchgeſetzt 
worden. In den Monaten Auguſt und September führten dieſe 
Kämpfe allerdings zu einem Minderabſatz, doch ſcheinen ſich ſeit Oktober 
die Gemüter der Abnehmer wieder beruhigt zu haben. Der Abſatz 
nach der Provinz Poſen iſt etwas zurückgegangen, da die dortigen 
Brauereien noch zu keiner Einigung gekommen ſind und deshalb noch 
zu dem alten Preiſe verkaufen. 

Im Weingeſchäft iſt eine Anderung in den letzten drei Monaten wein— 

nicht wahrzunehmen geweſen. Das Ernteergebnis dieſes Jahres ijt handel. 
infolge der großen Trockenheit während des Sommers in Bordeaur- 
Weinen quantitativ um ca. 40 % geringer als im Vorjahre, jo daß 
mit einer halben Normalernte zu rechnen iſt, während am Rhein und 
an der Moſel infolge der Verheerungen, die die Reblaus in den 
Weinbergen angerichtet hat, ein enormer Ernteausfall zu konſtatieren 
it. Die Preiſe ſind infolgedeſſen ſowohl für Bordeaux Weine als auch 
namentlich für Moſelweine geringerer Lagen, denen bei Bekämpfung 
der Blattkrankheit naturgemäß nicht dieſelbe Sorgfalt zu Teil werden 
konnte, wie den Hochgewächſen, ganz bedeutend in die Höhe gegangen. 
Über die Qualität der 1906er Weine läßt ſich Beſtimmtes noch nicht 
berichten, da die Weine noch nicht genügend ausgereift haben, um ein 
ſicheres Urteil zu geſtatten. 

Leder war knapp und teuer, der Verkauf in Folge der hohen Ceder und 
Preiſe ſehr ſchwer. Die Kaſſaeingänge waren leidlich zufriedenſtellenderohe Haute 

Die Preiſe für alle Sorten Häute und Felle hatten bis Mitte 
Oktober jteigende Richtung. Dann trat — namentlich für Rindhäute — 
ein ſtarker Abſchlag ein. Das Gefälle war gering. 

Die Fabriken waren mit der Ausführung der Herbſtaufträge flott Schuh— 
beſchäftigt. Die Einholung der Frühjahrsaufträge war mit großenfabrikation. 
Schwierigkeiten verknüpft, da die Händler bei den hohen Preiſen, die 
für Schuhwerk gefordert werden müſſen, ſich nicht auf 6 Monate vor— 
aus binden wollen. Der Mangel an geeigneten Arbeitskräften macht 
ſich ſchärfer bemerkbar. Die Verſuche, von außerhalb Arbeitskräfte her— 
anzuziehen waren nur von geringem Erfolge begleitet. 

Die Monate Auguſt und September waren für den Ziegelabſatz Ziegeleien. 
ziemlich zufriedenſtellend, dagegen war der Monat Oktober in dieſer 
Beziehung ganz unbedeutend, da die meiſten Bauten ſich ihrem Ende 
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zuneigen und neue Verkäufe in ganz geringfügiger Anzahl zuſtande 
kommen. Die Preiſe konnten ihren bisherigen Stand aufrechterhalten 
dank dem Zuſammenſchluß der hauptſächlichſten Ringofenziegeleien. 
Aus dem nämlichen Grunde geſtaltet ſich der Verkehr mit der Kund— 
ſchaft jetzt beſſer, denn die früher gewohnheitsmäßig langfriſtigen, 
übergroßen Stundungen ſind allmählich aus der Welt geſchafft | 
worden. Auf den Ziegeleien hört man mit dem Streichen auf, und 
es beginnen die regelmäßigen Winterarbeiten neben dem Abbrennen 
der reichlich in Vorrat ſtehenden Formlinge. Die Lagerbeſtände haben 
ſich ſeit einiger Zeit anſehnlich vermehrt, da nach außerhalb, beſonders 
auf das flache Land, die Verladungen wegen der Rüben— und Kar⸗ 
toffelernte eingeſtellt werden mußten. Indeſſen iſt dies nur eine 
Übergangszeit, denn es ſtehen ſehr anſehnliche Bauten in feſter 

Ausſicht. 
Eijen, In den Berichtsmonaten Auguſt, September, Oktober hat die 
Eisenwaren Konjunktur weitere Fortſchritte gemacht. Für die wichtigſten Artikel, 
und ſpeziell für Walzeiſen, Träger und Eiſenbleche ſind in dieſen Monaten 
e weitere, zum Teil recht erhebliche Preiserhöhungen eingetreten, die je⸗ 
doch die ſtarke Nachfrage nicht einzuſchränken vermochten. Der größte 
Teil der Werke iſt bis Mitte nächſten Jahres ausverkauft, und der 
Eingang. von Spezifikationen ijt derartig, daß zu deren Erledigung 
Lieferzeiten von durchweg 6 Monaten für Walzeiſen, und 3--4 
Monaten für Träger und Bleche verlangt werden. Zur Verſchärfung 
dieſer Situation trägt der überall beſtehende große Arbeitermangel, 
ſowie der Mangel an Rohmaterialien bei. Es iſt deshalb den Werken 
nicht immer möglich, die volle Leiſtungsfähigkeit ausnutzen zu können. 
Die Marktlage des Auslandes iſt ebenfalls ſehr gut, ſo daß 
Unterbietungen von dorther vorderhand nicht in Frage kommen. Das 
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Ausland ijt vielmehr in den letzten Monaten wiederholt in Deutſch— 
land als Käufer aufgetreten, wenn auch mit negativem Erfolge, da 
der Deutſche Stahlwerksverband Verkäufe nach dem Auslande ver- 
meidet, um die Anſprüche des Inlandes befriedigen zu können. 

Angeſichts dieſer Tatſachen dürfte die Annahme berechtigt ſein, 
daß die Konjunktur noch lange anhalten wird, wenn nicht der gegen— 
wärtig enorm hohe Zinsfuß, der noch weiter ſteigen kann und vor- 
ausſichtlich auch noch weiter ſteigen wird, eine Gefahr für ihren Fort— 
beſtand werden könnte. 

Die Lage der Eiſenkurzwaren Induſtrie hat ſich bei erhöhter 
Nachfrage und ſteigenden Preiſen ebenfalls ſehr gut entwickelt. Auch 
in dieſer Induſtrie wird über den Mangel an fachmänniſch ausgebildeten 
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Arbeitskräften geklagt, ſowie auch über die ſchwierige Beſchaffung der 
zur Verarbeitung notwendigen Materialien. 

Die Preiſe für Metalle ſind, obwohl ſie in den vergangenen 
Berichtsmonaten ſchon einen ſehr hohen Stand erreicht hatten, noch 
weiter ohne Ausnahme geſtiegen, und Fachleute ſind der Meinung, 
daß an ein Sinken des jetzigen Preisſtandes vorläufig nicht zu denken 
ſei, da die Produktion hinter der Nachfrage infolge der ſtarken Be— 
ſchäftigung der Metall- und Elektrizitäts-Induſtrie zurückbleibt. In 
welchem Umfange die Preiſe der wichtigſten Metalle geſtiegen ſind, 
zeigen folgende Zahlen: 

Es wurden notiert für: 


Rohkupfer am 1. Januar 1905 Mk. 147,50 p. 100 kg, da: 
gegen Ende Oktober 1906 — Mk. 216,00 p. 100 kg: 

Rohzinn am 1. Januar 1905 Mk. 275,00 p. 100 kg, da⸗ 
gegen Ende Oktober 1906 — Mk. 404,00 p. 100 kg. 

Rohblei am 1. Januar 1905 Mk. 26,50 p. 100 kg, da— 
gegen Ende Oktober 1906 — 40,50 p. 100 ke. 


Das Geſchäft am Platze, ſowie in der Provinz hat ſich auch in 
den letzten Berichtsmonaten ſehr gut entwickelt. Die weſentlich ge— 
beſſerte Aufnahmefähigkeit der Landwirtſchaft hat das ihrige dazu 
beigetragen. Von der günſtigen Poſition, in welcher ſich unſere Land— 
wirtſchaft jetzt befindet, haben ſpeziell die Eiſenhändler in der Provinz 
Vorteil, ſo daß ihr Bedarf in allen Artikeln der Eiſenwarenbranche 
ſich weſentlich gehoben und einen geſteigerten Abſatz des Großhandels 
zur Folge hat. 

Die Marktlage für Kohlen erfuhr in den Berichtsmonaten eine 
weitere Befeſtigung. Mit dem 1. September traten die üblichen er— 
höhten Winterpreiſe in Kraft, und weitere Preiserhöhungen ſtehen 
bevor. Obwohl die Förderungsmengen auf allen Gruben gegenüber 
dem Vorjahre ſich weſentlich erhöht haben, hat ſich trotzdem beſonders 
in den letzten Monaten eine empfindliche Kohlenknappheit bemerkbar 
gemacht. Es war mit Schwierigkeiten verbunden, die für den Haus— 
brand erforderlichen Mengen heranzuſchaffen. In Verbindung zu 
bringen iſt dieſe Kohlenknappheit mit der günſtigen Konjunktur in 
allen Zweigen der Induſtrie, beſonders in der Eiſeninduſtrie. Die 
enorme Beſchäftigung dieſer Induſtrie erfordert naturgemäß einen 
weſentlich größeren Kohlenbedarf als bei normalen Verhältniſſen. Als 
eine große Schädigung für den Kohlenverſand iſt auch der ſtarke 


Wagenmangel anzuſehen. Die Gruben erhalten zeitweiſe 20 % der 


8¹⁰ 


Nohlen. 


Maſchinen⸗ 
fabriken. 


116 
angeforderten Wagen ſeitens der Bahnverwaltung nicht geſtellt, wo— 
durch im Verſand Schwierigkeiten und Verzögerungen eintreten. 

Das Geſchäft hier am Platze hat ſich in den Berichtsmonaten 
zufriedenſtellend geſtaltet. Die angelieferten Mengen fanden für den 
Hausbrand, für die Thorn paſſierenden Fracht-Dampfer uſw. ſchlanke 
Aufnahme. Es konnten ſogar nicht alle Wünſche in vollem Umfange 
befriedigt werden, da Kohlen nicht in genügenden Mengen heranzu— 
bekommen waren. Aus dieſem Grunde konnten die hieſigen Händler 
die bisher ſehr gedrückten Preiſe etwas aufbeſſern und in ein richtiges 
Verhältnis zu den Einkaufspreiſen und zu den ſehr großen, mit dem 
Kohlenhandel verbundenen Unkoſten bringen. 

Engliſche Heiz-Kohlen ſind unſeres Wiſſens nach Thorn garnicht, 
oder wenn dies doch der Fall ſein ſollte, nur in ganz geringen Mengen 
hergekommen. Engliſche Schmiede,, Gas- und Anthracit-Kohlen ge— 
langten in denſelben Mengen, wie in den Vorjahren zur Einfuhr. 

Sehr ſchwierig hat ſich die Beſchaffung von Briketts geſtaltet. 
Der Verbrauch hierin hat ſich in den letzten Jahren derartig geſteigert, 
daß die Brikett-Induſtrie z. Zt. bei weitem nicht in der Lage iſt, den 
an ſie geſtellten Anforderungen genügen zu können. Die Preiſe er— 
fuhren infolgedeſſen bedeutende Erhöhungen. Lieferzeiten von 4—6 
Wochen ſind für Briketts an der Tagesordnung. Dieſes Brennmaterial 
wurde in Thorn noch vor wenigen Jahren ſo gut wie garnicht begehrt. 
In den letzten Jahren iſt dafür aber größeres Intereſſe hervorgetreten, 
und der Bedarf hat ſich weſentlich geſteigert. Leider iſt aber die Be— 
ſchaffung dieſes Brennmaterials z. Zt, wegen der enorm langen Liefer— 
zeiten mit großen Schwierigkeiten verbunden. 

Unſere Maſchinenfabriken waren auch im letzten Vierteljahr über— 
aus lebhaft beſchäftigt, ſo daß ſie ihre Aufträge nur mit Überſtunden 
erledigen konnten. Die gute Geſchäftslage konnte leider wegen des 
andauernden Arbeitermangels und der langen Lieferfriſten bei dem 
Bezug von Kohlen, Stab- und Roheiſen nicht völlig ausgenutzt 
werden. 

Über die Benutzung von Dampfpflügen wird uns aus Culm 
geſchrieben: 

„Durch die anhaltend gute Witterung der letzten Wochen ging 
die Arbeit der Dampfpflüge flott und ohne Störung von ſtatten, ſo 
daß das übernommene Quantum ſchneller und daher früher erledigt 
werden konnte als unter normalen Verhältniſſen. Das günſtige Wetter 
kam auch den Landwirten für die Rüben- und Kartoffelernte ſehr ge— 
legen, ſo daß dieſelbe trotz der recht ungünſtigen Leuteverhältniſſe faſt 
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überall beendet ijt, und die Beſitzer mit ihren Geſpannen noch neben- 
bei Zeit fanden, Pflugarbeiten, zu denen ſie ſonſt den Dampfpflug 
brauchten, ſelbſt zu bewältigen, was auch zur Folge hat, daß die 
Nachfrage nach Dampfpflügen z. Zt. äußerſt gering iſt.“ 


Der Umſatz war in den letzten drei Monaten recht gut. Aller— 
dings ſtiegen die Preiſe faſt aller Warengattungen, und es war, 
namentlich bei Wollwaren, nicht immer leicht, einen entſprechenden 
Verkaufspreis zu erhalten. 


Im Kolonialwarengeſchäft ſind in den Monaten Juli, September 
größere Veränderungen zu verzeichnen. 

Die Preiſe für Zucker konnten ſich durch große Käufe ſeitens 
England und Amerika um etwa 1½ Mark erhöhen, mußten dieſe 
Erhöhung aber wieder aufgeben, da die Ernte in Deutſchland, Oſter⸗ 
reich ſowie in Cuba ſehr groß ſein ſoll und die Deckungskäufe infolge— 
deſſen aufhörten. 

Heringe ſind durch kleinen Fang in Schottland und großen Be— 
darf in Rußland und Deutſchland um zirka 6—8 Mark für die Tonne 
geſtiegen. Auch die letzten Fänge in Yarmouth haben die erwarteten 
Hoffnungen nicht erfüllt und die Preiſe dürften daher noch weiter 
ſteigen. 

Reis hat eine ſchlechte Ernte, und da der Bedarf in bedeutender 
Zunahme begriffen, zogen die Preiſe in billigen Sorten um 1—1½ 
Mark an. 

Sämtliche Fettwaren wie Schmalz, Margarine etc. haben be— 
deutende Steigungen erfahren da das Inland nicht in der Lage iſt, 
den Bedarf in dieſen Artikeln zu befriedigen. 

Die Kaffeepreiſe zogen um wenige Pfennige an, mußten jedoch 
in letzter Zeit einen Teil der Erhöhungen wieder einbüßen, da ſehr 
gute Ernten in Ausſicht geſtellt ſind. 

Für amerikaniſches Petroleum mußte die Notierung ermäßigt 
werden, da Oſterreich und Rußland, begünſtigt durch die billigen 
Frachttarife, dem amerikaniſchen Petroleum eine zu große Konkurrenz 
bereiteten. 

Das Geſchäft ſelbſt hielt ſich in engen Grenzen. 

Die Lage der Seifeninduſtrie hat ſich im abgelaufenen Viertel— 
jahr weſentlich verſchärft. Die Preiſe für faſt alle Rohmaterialien 
haben bei außerordentlicher Knappheit eine wohl noch nie dageweſene 
Höhe erreicht, und es hielt ſehr ſchwer, die Preiſe für Fabrikate auch 
nur um Bruchteile des erforderlichen Aufſchlages zu erhöhen. 
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Der Abſatz iſt ziemlich rege, ſo daß beim Zuſammenhalten der 
Fabrikanten eine Preisſteigerung der Produkte leicht durchzuführen 
wäre; aber allen Bemühungen zum Trotz iſt eine Vereinigung der 
Seifenfabrikanten nicht erreicht worden. 


Seit vorigem Jahre waren für Jute und Jute-Gewebe-Säcke, 
Pläne, billige Läuferſtoffe Preiserhöhungen eingetreten, die zu den 
Ernteausſichten in keinem Verhältnis ſtanden und zur größeren Vor— 
ſicht beim Abſchluß für die Sommer- und Herbſtſaiſon 1906 mahnten. 
Die Läger wurden nicht in der üblichen Weiſe vervollſtändigt, und ſo 
ſtellte ſich bereits im Auguſt ein Mangel an Waren heraus. Die nun 
vollzogenen Abſchlüſſe geſchahen zu einem ca. 40 9% höheren Einheits— 
preiſe gegen den im Jahre 1905, und ſelbſtverſtändlich mußten die 
Verkaufspreiſe folgen, jo daß heute für Säcke x. um ca. 45-50 9% 
höhere Preiſe gefordert werden müſſen. Der Großhandel kauft heute 
die früher wenig beachteten gebrauchten Mehl- Zucker- und Transport 
ſäcke auch Packleinen zu ſehr guten Preiſen auf, um dieſe für den 
Großkonſum anzuſammeln. In früheren Jahren wurden alte Mehl— 
und Zuckerſäcke gern von kleineren Landwirten und zum Zwecke der 
Kleieverladungen aufgekauft. 


Die Holzankünfte betrugen im N 

Auguſt 1906 393 Traften, Auguſt 1905 336 

September „ 279 as September „ 22311, 

Oktober „ 428 „ Oktober „ 256 ½, 
jo daß hieraus ſchon hervorgeht, wie weſentlich die Steigerung der 
angekommenen Holzmenge war. Im ganzen haben im Jahre 1906 
die Grenze 2456 Traften paſſiert, ſo daß damit die Geſamteinfuhr des 
Vorjahres bereits um 166 Traften überſchritten iſt. Der Kubikinhalt 
des eingegangenen Holzes betrug im Vorjahre 1481493 fm, in dieſem 
Jahre 1685496 fm. Das Speditionsgeſchäft kann ſomit als be- 
friedigend bezeichnet werden. Jedoch läßt ſich dieſes Urteil nicht be— 
züglich des Verkaufes der angekommenen Holzmenge abgeben. Schon 
im Beginn des Berichtsvierteljahres machte ſich ſtörend bemerkbar, daß 
die Hölzer nicht ſo prompt, wie es die Ankünfte erfordert hätten, in 
den Brahnauer Hafen eingeſchleußt werden konnten, ſo daß die Traften 
viele Wochen lang auf der Weichſel vor dem Hafen gehalten werden 
mußten. Unter dieſen Andrängen an der Hafenſpitze litt auch die 
Verflößung der Hölzer nach Danzig, da deren Durchkommen weſentlich 
erſchwert wurde. Die ganzen Umſtände übten einen lähmenden Ein— 
fluß auf die Käufer aus. Das dann im September eingetretene Hoch— 
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waſſer riß von dem vielen Holze, mit dem die Weichſel belegt war, 
einen großen Teil fort. Dadurch wurde ein ſo großer Schaden her— 
beigeführt, daß die Bergungsarbeiten bei den fortgeriſſenen Hölzern 
erſt Ende November zum Abſchluß werden kommen können. Der 
Schaden ſelbſt beziffert ſich auf ca. 2 Millionen Mark. Zu bergen 
waren 400000 Eichen, Eichenklötze, Elſen und Schwellen. Viele ſind 
in Grund gegangen und nicht mehr in den Beſitz der Eigentümer 
gelangt. In Bromberg hat ſich eine Bergungskommiſſion gebildet. 
Von den Mitgliedern der Bergungskommiſſion mußte jedes 2500 Mark 
für jede Traft hinterlegen und außerdem muß jeder Eigentümer für 
den ihm übergebenen Kubikfuß Rundholz reſp. Kantware 15 Pfg. 
Bergungskoſten zahlen. Ein großer Teil der verſchwommenen Hölzer 
iſt mit vielen Koſten zuſammengebracht worden, jedoch haben einzelne 
Eigentümer einen Verluſt von 1520000 Mark. Durch den Eintritt 
des Hochwaſſerſchadens wurden die vorhandenen Arbeitskräfte bei der 
Bergung der Hölzer benötigt, ſo daß ſolche bei der Verflößung der 
unverſehrt gebliebenen Hölzer nicht in genügender Anzahl vorhanden 
waren und die Arbeitslöhne, ſowie im Zuſammenhang damit die 
Flößereipreiſe ganz erheblich ſich ſteigerten. Dadurch wurde neuerdings 
der Verkaufsmöglichkeit der Hölzer ein Hindernis bereitet, weil für die 
Käufer keine Gewißheit gegeben war, ob ſie die Hölzer noch würden 
in Sicherheit bringen können, zumal da die im Bromberger Bezirk 
belegenen Mühlen mit Holz- und Schneideaufträgen überreichlich beſetzt 
waren. Der Verkauf in der Berichtsperiode war daher ein ſchleppender 
und konnte nur zu ermäßigten Preiſen durchgeführt werden. 
Auch in dem letzten Vierteljahre herrſchte in unſerm Bezirk faſt 
durchweg eine rege Bautätigkeit, ſo daß die Holzſchneidemühlen voll— 
auf beſchäftigt waren und im großen und ganzen wohl auch einen 
befriedigenden Nutzen erzielten. Auch von außerhalb war die Nach— 
frage ziemlich rege, und es kamen namentlich große Lieferungen von 
Balken und Verbandholz zum Abſchluß. Die Nachfrage von außer— 
halb nach Schnittmaterial blieb etwas zurück doch konnten immerhin 
auch hierin größere Poſten verſandt werden. Trotz des ziemlich großen 
Angebots mußten für das Rohmaterial recht hohe Preiſe gezahlt 
werden. Auch bei den ſtaatlichen Holzverkäufen im Oktober wurden 
Preiſe angelegt, die ebenſo hoch oder noch höher waren, als im Vor— 
jahre. Beim Auswaſchen des Weichſelholzes fehlte es wieder an 
genügendem Raum und manche Traft liegt noch heute im Waſſer, 
weil kein Platz zum Lagern und Auswaſchen des Holzes vorhanden 
war. 


Holj- 
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Die Tiſchlereien ſowie die neugegründete Kiſtenfabrik in Thorn 
waren vollauf beſchäftigt. Die Löhne waren freilich infolge Mangels 
an Arbeitskräften faſt überall weiter geſtiegen. 

Geklagt wird über die Schwierigkeiten bei der Verladung von 
Langholz. Auf den kleinen Bahnhöfen fehle es ſehr oft an Raum 
und auf den größeren Bahnhöfen vermiete man oft die vorhandenen 
Lagerplätze, ja es ſei vorgekommen, daß die Konkurrenz durch Auf— 
pachten des verfügbaren Raumes Schwierigkeiten bereite. Es wird 
deshalb gewünſcht, daß zur Verladung von Langholz auch ein ent— 
ſprechender Platz freigegeben werde, wo für kürzere Zeit Holz lagern 
könne, denn bei der Unmöglichkeit, die Abfuhr in dem Walde zu 
unterbrechen, mache ſich bei der unregelmäßigen Geſtellung der Wagen 
die Ablage der Langhölzer oft erforderlich. 

Da größere Umſätze in dem Sämereienhandel am hieſigen Platze 
erſt von Ende November an ſtattfinden, war das Geſchäft in den 
Berichtsmonaten recht ſtill. 

Zu erwähnen iſt nur, daß Thymotee neuer Ernte im Preiſe um 
5 Mark gegen die Frühjahrspreiſe in die Höhe ging. Seradella iſt 
in unſerer Gegend im Gegenſatz zu Pommern und der Mark gut ge— 
erntet worden, ſo daß der Preisſtand des Vorjahres nicht erhöht 
werden wird. Über den Ernteausfall in Rotklee liegen z. Zt. noch 
keine zuverläſſigen Berichte vor, ſolche dürften auch nicht vor Dezember 
zu erwarten ſein. Bei Weißklee lauten die Berichte über den Ernte— 
ausfall günſtig. Es haben auch bereits Angebote in neuer Ernte 
ſtattgefunden, und es ſind Abſchlüſſe zuſtande gekommen, bei denen 
ſelbſt für gute Qualitäten verhältnismäßig billige Preiſe bezahlt wurden. 

In engliſchem Raygras ſind trotz der ſchlechten Ernteausſichten 
Anfang Oktober Offerten eingegangen, die zu Käufen anregen mußten 
und auch Abſchlüſſe herbeiführten. Die neue Ware iſt zwar leichter 
an Gewicht und dunkler in Farbe, verſpricht aber genügende Keim— 
fähigkeit. 

In dem letzten Vierteljahre entwickelte ſich am hieſigen Platze ein 
recht reger Stückgutverkehr ſowohl auf dem Bahn-, als auch auf dem 
Waſſerwege, ſo daß das Rollgeſchäft gute Beſchäftigung fand. In— 
folge der hohen Arbeitslöhne, der teuren Futterpreiſe und der Teuerung 
bei Anſchaffung und Reparatur der Utenſilien werfen die beſtehenden 
Rollgeldſätze einen ungenügenden Nutzen ab. 

Die Schiffahrt hatte infolge des ſchlechten Waſſerſtandes mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Fahrzeuge konnten meiſt nur 
halbe Ladung nehmen, und hatten eine lange Fahrzeit. 
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Sehr lebhaft war der Floßverkehr auf der Weichſel, doch jtellten 
ſich die Flößerlöhne ſehr hoch, da die Verflößung durch den niedrigen 
Waſſerſtand und durch ungünſtiges, ſtürmiſches Wetter äußerſt langſam 
von ſtatten ging. 

Die Zufuhren von Futtermitteln aus Rußland waren infolge 
des großen Waggonmangels wieder ſehr ſpärlich. Es vergehen an 
vielen ruſſiſchen Stationen Monate bis die zur Beförderung aufge— 
lieferten Waren zur Verladung kommen können. Natürlich wird das 
Geſchäft hierdurch ſehr erſchwert. 
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